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Einleitung

Zweck des Leitfadens
Dieser Leitfaden dient als praktische Orientierungshilfe zur Um-
setzung der Kindesvertretung1 nach Art. 314abis ZGB im Rahmen 
von Kindesschutzverfahren vor der Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehörde (KESB). Der Leitfaden klärt die unterschiedlichen 
Rollen im Kindesschutzverfahren und enthält Empfehlungen zur 
Zusammenarbeit der Fachpersonen in Fällen mit Kindesvertre-
tungen. Der Leitfaden richtet sich an KESB-Behördenmitglieder, 
Kindesvertreter*innen, Beistandspersonen, Abklärende, Gut-
achter*in nen und Fachpersonen, die ambulante, aufsuchende 
oder stationäre Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe anbieten. 

Der Leitfaden will einen Beitrag dazu leisten, dass im Kindes-
schutzverfahren der KESB mit Kindesvertretung nach Art. 314abis 
ZGB eine gute, kindfokussierte Zusammenarbeit gelingt. Dadurch 
soll sichergestellt werden, dass Kinder2 ihre Partizipations- und 
Mitwirkungsrechte in Kindesschutzverfahren effektiv wahr-
nehmen können und durch positive Mitwirkungserfahrungen 
gestärkt werden.

Entstehung des Leitfadens
Dieser Leitfaden basiert auf den Ergebnissen eines Forschungs-
projekts der Berner Fachhochschule3. In Workshops mit Fachper-
sonen4 wurden diese Erkenntnisse diskutiert und die Kernbot-
schaften für den Leitfaden herausgearbeitet. Eine Konsultation 
bei Organisationen5 und Fachpersonen ermöglichte es, den 
Entwurf zu überarbeiten und damit breit abzustützen.

Dank
Wir danken allen Fachpersonen und Organisationen, die einen 
Beitrag zum Leitfaden geleistet haben. Die Grundlage dieses 
Leitfadens bilden die Erkenntnisse eines Forschungsprojekts, das 
dank der Mitarbeit verschiedener Jugendlicher, Fachpersonen 
und KESB in der Deutschschweiz realisiert werden konnte. 

Das Projekt wurde durch die Paul Schiller Stiftung und die Berner 
Fachhochschule finanziert, auch ihnen danken wir. Den grössten 
Dank richten wir jedoch an die Jugendlichen, die wir für unser 
Projekt interviewen durften. Sie haben uns tiefgreifende Einbli-
cke erlaubt und Erkenntnisse ermöglicht.

1 Für den Leitfaden verwenden wir den Begriff Kindesvertretung respektive 
Kindesvertreter*in. In der Literatur und Praxis sind verschiedene Begriffe 
gebräuchlich wie Kindesverfahrensvertretung (Kindesverfahrensvertreter*in), 
Rechtsvertretung (Rechtsvertreter*in), Verfahrensbeistandschaft 
(Verfahrensbeistand/-beiständin), Kinderanwaltschaft (Kinderanwalt/-anwältin), 
Prozessbeistandschaft (Prozessbeiständin/-beistand). Gegenüber den Kindern 
wird häufig von der Kinderanwältin oder dem Kinderanwalt gesprochen (vgl. 
Jenzer et al. im Erscheinen).
2 Mit dem Begriff «Kinder» sind Kinder und Jugendliche jeglichen Geschlechts bis 
zum 18. Geburtstag gemeint.
3 Jenzer et al. (im Erscheinen).

4 Folgende Fachpersonen haben im Rahmen eines Workshops und in Form einer 
Konsultation am Leitfaden mitgearbeitet: Myriam Duc, Behördenmitglied, KESB 
Mittelland Süd; Christophe Herzig, Kindesvertreter, Rechtsanwalt, Institut für 
Kindsvertretung, Bern; Nadja Hofstetter, Beiständin EKS Biel; Katja Kobel-Furrer, 
Behördenmitglied, KESB Bern; Natalie Rykart, Beiständin SOD Zürich; Claudia 
Tobler, Kindesvertreterin, Rudin Cantieni Rechtsanwälte, Zürich. 
5 Folgende Organisationen haben schriftlich zum Leitfaden Stellung genommen: 
KOKES Arbeitsausschuss, Ombudsstelle Kinderrechte Schweiz, Kinderanwalt-
schaft Schweiz, Schweizerische Vereinigung der Berufsbeistandspersonen SVBB, 
KESCHA.
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1  Partizipation von Kindern in Verfahren der KESB

1.1 Partizipationsrechte des Kindes 
Partizipationsrechte des Kindes sind im internationalen Recht 
u.a. durch das UNO-Übereinkommen über die Rechte des Kindes 
(UN-KRK) und im nationalen Recht u.a. in der Bundesverfassung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft (BV), dem Schweizeri-
schen Zivilgesetzbuch (ZGB), der Schweizerischen Zivilprozess-
ordnung (ZPO) sowie in kantonalen Verfahrensbestimmungen 
definiert. Das Kind hat grundsätzlich das Recht, aber nicht die 
Pflicht, am zivilrechtlichen Kindesschutzverfahren vor der KESB 
zu partizipieren. 

Einem Kind wird nach Art. 12 UN-KRK durch die Vertragsstaaten 
das Recht zugesichert, in allen es berührenden Angelegenheiten 
seine Meinung frei zu äussern, wenn es dazu fähig ist.  
Art. 12 UN-KRK verpflichtet die Vertragsstaaten zudem dazu, die 
Meinung des Kindes angemessen und entsprechend seinem Alter 
und seiner Reife zu berücksichtigen. Dafür wird dem Kind die 
Gelegenheit gegeben, in allen Gerichts- oder Verwaltungsverfah-
ren, welche das Kind betreffen, entweder unmittelbar oder durch 
eine*n Vertreter*in gehört zu werden.

Das Kind gilt im Kindesschutzverfahren in der Schweiz als eigen-
ständige Partei. Das urteilsfähige Kind kann durch sein eigenes 
Handeln Rechte und Pflichten begründen und höchstpersönliche 
Rechte ausüben.6 

Höchstpersönliche Rechte
Als höchstpersönliche Rechte gelten solche, welche die physische 
und psychische Integrität eines Menschen betreffen, wie bei-
spielsweise das Recht auf Familienleben, auf persönliche Freiheit, 
auf körperliche Integrität in Zusammenhang mit körperlichen 
oder psychischen Übergriffen oder ärztlichen Eingriffen, sowie 
das Recht auf physische oder psychische Integrität in Zusammen-
hang mit Vernachlässigung durch die Eltern.7 Für die Ausübung 
höchstpersönlicher Rechte im Kindesschutzverfahren heisst das 
konkret, dass urteilsfähige Kinder in persönlichkeitsnahen Berei-
chen selbstständig Anträge stellen können. Urteilsfähige Kinder 
können im Bereich der höchstpersönlichen Rechte auch selbst-
ständig Beschwerde gegen einen Entscheid der KESB führen.8 
Zudem können urteilsfähige Kinder selbst eine Vertretung für das 
Verfahren mandatieren, um höchstpersönliche Rechte geltend zu 
machen.9

Urteilsfähigkeit
Der Begriff Urteilsfähigkeit meint die «Fähigkeit, vernunftgemäss 
zu handeln»10. Die Urteilsfähigkeit ist nicht durch eine strikte 
Altersgrenze definiert, sondern richtet sich nach der Persön-
lichkeit und dem Entwicklungsstand des Kindes sowie dem 
Regelungsgegenstand (z. B. Entscheid über die Anordnung einer 
Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 1 ZGB oder Entscheid über die 
Anordnung der Entziehung des Aufenthaltsbestimmungsrechts 
nach Art. 310 ZGB) und den situativen Umständen.11 

1.2 Partizipationsinstrumente 
Recht auf rechtliches Gehör (inkl. Anhörung)
In Art. 29 BV ist das Recht von Betroffenen auf rechtliches Gehör 
festgehalten. Das rechtliche Gehör umfasst als Oberbegriff den 
Anspruch auf vorgängige Äusserung und Mitwirkung im Verfah-
ren, das Akteneinsichtsrecht, das Recht auf Begründung sowie 
auf eine Rechtsvertretung. Der Anspruch auf rechtliches Gehör 
ist Teilgehalt des Rechts auf ein faires Verfahren nach Art. 6 Nr. 
1 der Europäischen Menschrechtskonvention (EMRK). Art. 314a 
ZGB konkretisiert diesen Anspruch, indem die KESB verpflichtet 
wird, Kinder persönlich anzuhören, ausser das Alter oder andere 
wichtige Gründe sprechen dagegen. Das Bundesgericht hat als 
Richtlinie festgelegt, dass die Anhörung des Kindes grundsätzlich 
ab dem vollendeten sechsten Altersjahr möglich ist, wobei nicht 
ausgeschlossen ist, dass sich je nach den konkreten Umständen 
auch die Anhörung eines etwas jüngeren Kindes aufdrängen 
könnte. Die Kindesanhörung dient im Sinne der Partizipation 
dazu, dass Kinder Informationen über das Verfahren erhalten und 
ihre Meinung und ihren Willen zum Verfahren äussern können. 
Zudem ermöglicht die Anhörung im Sinne der Sachverhaltsab-
klärung, dass die verfahrensleitende Person einen persönlichen 
Eindruck des Kindes erhält. Das Kind kann sich durch eine 
Vertrauensperson oder ihre*n Kindesvertreter*in zur Anhörung 
begleiten lassen. 

Recht auf Kindesvertretung (Verfahrensbeistandschaft)
Die KESB hat zu prüfen, ob sie eine Kindesvertretung nach Art. 
314abis ZGB einsetzt. Diese Prüfpflicht besteht insbesondere, wenn 
im Verfahren eine ausserfamiliäre Unterbringung des Kindes zur 
Diskussion steht und wenn die Eltern unterschiedliche Anträge 
zur Regelung der elterlichen Sorge oder zu wichtigen Fragen 
des persönlichen Verkehrs stellen. Die rechtlichen Aspekte der 
Kindesvertretung nach Art. 314abis ZGB, sowie weitere Arten der 
Kindesvertretung, werden im Kap. 2 näher beschrieben.

Akteneinsichtsrecht
Kinder haben ein Akteneinsichtsrecht, wie es auch andere am 
Verfahren beteiligte Personen haben. Das Akteneinsichtsrecht 
kann eingeschränkt oder verweigert werden, etwa bei überwie-
genden privaten Interessen anderer Verfahrensbeteiligter (vgl. 
Art. 449b Abs. 1 ZGB).

6 Kilde (2020), S. 193; Murphy & Steck (2016), S. 764.
7 Murphy & Steck (2016), S. 764.
8 Murphy & Steck (2016), S. 764 f.
9 BGer 5A_232/2016 E. 4. Von dieser gewillkürten Vertretung zu unterscheiden 
ist der Antrag des Kindes an die KESB auf Einsetzung einer Kindesvertretung; vgl. 
dazu Kap. 2.3.
10 KOKES (2017), S. 254.
11 Murphy & Steck (2016), S. 764.
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1.3 Kindeswohl und Kindeswille
Kindeswohl
Ziel des zivilrechtlichen Kindesschutzes ist die Sicherstellung 
des Kindeswohls. Ist das Kindeswohl nicht sichergestellt, handelt 
es sich um eine Kindeswohlgefährdung. Der Begriff Kindeswohl 
bedeutet das emotionale, körperliche, intellektuelle und soziale 
Wohlergehen des Kindes.14 Kindeswohl und Kindeswohlgefähr-
dung sind unbestimmte Rechtsbegriffe, d.h. sie werden im Gesetz 
nicht näher definiert und müssen im Einzelfall ausgelegt und 
inhaltlich ausgefüllt werden. Vorstellungen zum Kindeswohl sind 
auch normativ geprägt, d.h. es fliessen gesellschaftliche Wertvor-
stellungen in die Bewertung des Kindeswohls ein.15 Kinder haben 
unabhängig von ihrem Alter den Bedarf,
 

 – in einer stabilen, emotional warmen Beziehung zu mindestens 
einer feinfühligen Betreuungsperson zu stehen, 

 – vor Gefahren und Risiken angemessen geschützt zu werden 
sowie die eigenen körperlichen Bedürfnisse in Bezug auf Nah-
rung, Schlaf, Regulation zu befriedigen,

 – Erfahrungen im Leben zu machen, die ihrem individuellen 
Entwicklungsstand und ihrer Persönlichkeit entsprechen,

 – Grenzen und Strukturen zu erfahren,
 – in eine soziale Gemeinschaft eingebunden zu sein und
 – eine sichere Zukunftsperspektive zu haben.16 

Um zu beurteilen, ob eine Kindeswohlgefährdung vorliegt, stützen 
sich Fachpersonen auf Wissen aus der Forschung dazu, was 
Kinder brauchen, um sich gesund zu entwickeln (wohlverstan-
dener Bedarf). Auf dieser Grundlage wird im Einzelfall evaluiert, 
inwiefern es Anhaltspunkte gibt, dass dieser Bedarf in einem 
solch hohen Masse nicht gedeckt ist, dass das Kind unmittelbar 
stark beeinträchtigt ist.17 Eine Gefährdung des Kindeswohls kann 
auch bestehen, wenn eine hohe Wahrscheinlichkeit besteht, 
dass es erst in Zukunft zu einer Beeinträchtigung des Kindes 
kommen wird. Deshalb sind auch Risiko- und Schutzfaktoren 
von zentraler Bedeutung, um einzuschätzen, ob eine Kindeswohl-
gefährdung vorliegt. Risikofaktoren führen mit einer erhöhten 
Wahrscheinlichkeit zu einer zukünftigen Beeinträchtigung des 
Kindes. Schutzfaktoren haben mit erhöhter Wahrscheinlichkeit 
einen schützenden Effekt auf die Entwicklung des Kindes, wenn 
es widrigen Lebensumständen ausgesetzt ist.18 Wie nachfolgend 
aufgezeigt wird, ist für die Einschätzung einer allfälligen Gefähr-
dung auch der Kindeswille relevant.

Kindeswille
Mit dem Begriff Kindeswille ist gemeint, dass ein Kind seinem 
Alter entsprechend stabil und autonom respektive überzeugt auf 
persönlich bedeutsame Ziele ausgerichtet ist.19 Der Kindeswille 
oder Willensäusserungen20 des Kindes werden im vorliegenden 
Leitfaden als integraler Bestandteil zur Bestimmung des Kindes-
wohls gesehen (zur Begründung siehe auch das nachfolgende 
Kapitel). Wenn Fachpersonen das Kindeswohl einschätzen, 
sollten sie dafür auch den Willen des Kindes kennen und ange-
messen, das heisst dem Alter und der Entwicklung des Kindes 

entsprechend, gewichten. Fachpersonen sollten begründen, wie 
und weshalb sie die jeweilige Gewichtung des Kindeswillens bei 
der Einschätzung des Kindeswohls vornehmen und in ihrem 
professionellen Handeln berücksichtigen. Dazu gehört, dass sich 
Fachpersonen überlegen, welche Auswirkung es insgesamt auf 
das Kindeswohl hat, wenn der Kindeswille mehr oder weniger 
gewichtet wird oder wenn Fachpersonen Entscheidungen gegen 
den Kindeswillen treffen. Hier wird deutlich, dass es durchaus 
Willensäusserungen von Kindern gibt, die mit dem Kindeswohl 
inhaltlich nicht zu vereinbaren sind bzw. sich höchstens teil-
weise decken. Kindeswohl und Kindeswille sind dennoch nicht 
Gegensätze. Fachpersonen müssen sich entsprechend nicht ent-
scheiden, ob sie entweder den Kindeswillen oder das Kindeswohl 
erfassen und vertreten. Kap. 3 zeigt auf, dass Fachpersonen den 
Fokus bei ihrer Arbeit je nach Rolle und Auftrag primär auf den 
Kindeswillen oder auf das Kindeswohl legen. 

Wichtig ist zu beachten, dass sich Entscheidungen der KESB stets 
am Kindeswohl orientieren. Das Kindeswohl ist die übergeordne-
te Richtschnur ihres Handelns und Entscheidens und nicht der 
Kindeswille.21

Eine Einschätzung des Kindeswohls setzt sich aus folgenden 
Bestimmungsaspekten zusammen: 

 – Wohlverstandener Bedarf des Kindes 
 – Rechte des Kindes22

 – Kindeswille, Willensäusserungen des Kindes und/oder subjek-
tive Bedürfnisse des Kindes

Die folgende Abbildung stellt die Definition des Kindeswillens als 
Bestandteil zur Bestimmung des Kindeswohls grafisch dar.

  

Abbildung 1: Aspekte zur Bestimmung des Kindeswohls (eigene Darstellung)14 Hauri & Jenzer (2022), S. 19.
15 Hauri & Jenzer (2022), S. 21; Rosch & Hauri (2022), S. 465f.
16 In Anlehnung an Brazelton & Greenspan (2002).
17 Hauri et al. (2021), S. 5.
18 Für eine Übersicht zu Risiko- und Schutzfaktoren siehe u.a. Hauri & Jenzer 
(2022), Hauri et al. (2021); Hauri & Zingaro (2020).
19 Dettenborn (2021), S. 64.
20 Zum Begriff Willensäusserung des Kindes siehe Blum et al. (2023), S. 83ff; 
235ff.

21 Im Leitfaden werden die Begriffe «Kindeswohl» und «Kindesinteresse» syno-
nym verwendet. Gebräuchlich ist auch der Begriff «übergeordnetes Kindesinter-
esse» (best interest of the child), welcher betont, dass das Kindeswohl/Kindes-
interesse die übergeordnete Richtschnur darstellt.
22 Hauri et al. (2021); Hauri & Zingaro (2020).
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Willensbildung
Der Kindeswille ist das vorläufige Ergebnis einer Vielzahl von 
inneren und äusseren Prozessen, die ständig in Bewegung sind.23 
Beim Willensbildungsprozess treffen Erfahrungen, Bedürfnisse, 
Wünsche, Fantasien und Schwierigkeiten des Kindes auf sol-
che der Umgebung und werden miteinander abgeglichen.24 Ein 
Kindeswille ist deshalb nicht etwas Statisches, sondern er bezieht 
sich immer auf eine bestimmte Situation und auf einen bestimm-
ten Zeitraum. Nachfolgende Merkmale zur Eruierung des Kindes-
willens sind aus Blum et al. übernommen.25 Diese lehnen sich an 
die weit verbreiteten Mindestanforderungen von Dettenborn an, 
ersetzen jedoch das Kriterium der Autonomie mit demjenigen der 
Überzeugtheit:26 

 – Zielorientierung: Das Kind äussert nicht nur einen stimmungs-
abhängigen Leidensdruck, sondern eine handlungsleitende 
Ausrichtung auf erstrebte Zustände ist vorhanden. Zudem hat 
das Kind Vorstellungen, wie etwas erreicht werden kann.

 – Intensität: Das Kind strebt Ziele nachdrücklich und entschieden 
an. Je bedeutsamer der Zielzustand ist, desto intensiver ist der 
Kindeswille. An diesem wird auch festgehalten, wenn Hinder-
nisse oder Widerstände des sozialen Umfelds bestehen.

 – Stabilität: Willensäusserungen werden über eine gewisse zeit-
liche Dauer und gegenüber verschiedenen Personen und unter 
verschiedenen Umständen beibehalten.

 – Überzeugtheit: Inwiefern ist das Kind von seinen Willensäusse-
rungen überzeugt? Inwiefern meint es das, was es sagt? Ist es 
überzeugt, dass der geäusserte Wille mit seinen Gefühlen über-
einstimmt? Blum et al. halten mit Bezugnahme zum Aspekt 
der Autonomie von Dettenborn fest: «Je abhängiger ein Kind 
noch von den Personen seiner Umgebung ist, desto mehr ist 
es darauf angewiesen, dass seine eigenen Willensäusserungen 
genügend im Einklang mit den Wünschen der ihm wichtigen 
Personen sind, will es sich die notwendige Unterstützung nicht 
verscherzen. Je älter bzw. autonomer Kinder werden, desto eher 
können sie sich einen Willen erlauben, der eventuell auch in 
grosser Dissonanz zu demjenigen der ihm wichtigen Personen 
steht.»27 

23 Blum et al. (2023), S. 83.
24 Blum et al. (2023), S. 83.
25 Blum et al. (2023), S. 83.
26 Dettenborn (2023), S. 68f, definiert folgende Mindestanforderungen  
an einen Kindeswillen: Zielorientierung, Intensität, Stabilität, Autonomie.
27 Blum et al. (2023), S. 83f.

1.4 Bedeutung von Partizipation von Kindern aus psycho
sozialer Sicht
Zum Kindeswohl gehört neben dem körperlichen, intellektuellen 
und sittlichen28 Wohlergehen und der sexuellen Unversehrtheit 
auch das psychische Wohlergehen. Viele Kinder, für die die KESB 
ein Kindesschutzverfahren führt, waren im Elternhaus über einen 
längeren Zeitraum äusserst belastenden Lebensumständen, mas-
siven Grenzverletzungen, Vernachlässigung oder Gewalt ausge-
setzt. Insbesondere ausserfamiliär untergebrachte Kinder sind die 
Gruppe im Hilfesystem, die am häufigsten schwerer Vernachlässi-
gung oder Gewalt ausgesetzt waren. Über drei Viertel dieser Kin-
der haben traumatische Erlebnisse und/oder schwere Vernachläs-
sigung erlebt; häufig wiederholend.29 Traumatische Erfahrungen 
sind mit dem Gefühl verbunden, einer Situation ausgeliefert zu 
sein, überwältigt zu werden, hilflos und machtlos zu sein. Kinder 
mit traumatischen Erfahrungen haben erlebt, ihre Kontrolle zu 
verlieren und sich ohnmächtig zu fühlen. Dies reduzierte ihre 
Selbstwirksamkeitserwartung.30 Selbstwirksamkeitserwartung 
bedeutet die subjektive Erwartung eines Menschen, Handlungen 
aufgrund eigener Kompetenzen erfolgreich bewältigen und damit 
etwas bewirken zu können.31 Selbstwirksamkeitserwartung gilt als 
einer der zentralen Wirkfaktoren auf die psychische Gesundheit.32 
Kindesschutzverfahren können für Kinder einen anspruchsvollen 
Prozess darstellen. Eine gelingende kindergerechte Partizipation 
im Verfahren kann eine korrigierende Erfahrung darstellen, und 
damit einen Beitrag dazu leisten, dass Kinder eine positive Erfah-
rung von Einflussnahme und Wirksamkeit machen.33 

Für die Förderung von Selbstwirksamkeit sind neben indivi-
duellen Lebenskompetenzen das Vertrauen, das einer Person 
entgegengebracht wird, und der Handlungsspielraum, der ihr 
zugestanden wird, wichtig.34 Im Kindesschutzverfahren kann 
dies erfolgen, wenn Kinder umfassend informiert sind, wenn das 
Vorgehen mit ihnen abgesprochen wird, wenn ihnen Entschei-
de ausführlich erklärt werden und wenn sie merken, dass ihre 
Sichtweise von den Fachpersonen gehört und berücksichtigt wird. 
Eine Kindesvertretung nach Art. 314abis ZGB stellt eine mögliche 
verfahrensrechtliche Massnahme dar, um diese Mitwirkung von 
Kindern sicherzustellen. 

Partizipation der Kinder im Kindesschutzverfahren vor der KESB 
bedeutet jedoch nicht, dass ihnen die Verantwortung für Ent-
scheide übertragen wird. Handlungsleitend für Entscheide der 
KESB ist, wie bereits in Kap. 1.3 erwähnt, immer das übergeord-
nete Kindeswohl. Kap. 3.2 zeigt am Beispiel der Kindesvertretung 
ausführlich auf, wie die Arbeit mit Kindern kindgerecht erfolgen 
kann.

28 Sittliches Wohlergehen meint, dass ein Kind die geschriebenen und unge-
schriebenen Gesetze, Werte und Regeln des Verhaltens und Zusammenlebens 
in einem geopolitischen Sozialraum kennen lernt und mit zunehmendem Alter 
verinnerlicht.
29 Schmid & Fegert (2019).
30 vom Hoff (2023), S. 23.
31 Schwarzer & Jerusalem (2002); Bierhoff (2002), S. 201, Blaser et al. (2016) 
S. 118ff; der Begriff Selbstwirksamkeitserwartung (self-efficacy) wurde in den 
1970er Jahren von Bandura entwickelt (Bandura, 1977).
32 Blaser et al. (2016), S. 71; 118ff; Bengel & Lyssenko (2012).
33 vom Hoff (2023), S. 23.
34 Blaser et al. (2016), S. 119.
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2  Die Kindesvertretung gemäss Art. 314abis ZGB  
 im KESB-Verfahren 

2.1 Inhalt und Abgrenzung zu anderen Formen der  
Vertretung
Die Kindesvertretung im Kindesschutzverfahren vor der KESB ist 
in Art. 314abis ZGB geregelt.35 

Art. 314abis ZGB3. Vertretung  
des Kindes 1 Die Kindesschutzbehörde ordnet wenn nötig die Vertretung 

des Kindes an und bezeichnet als Beistand eine in fürsorge-
rischen und rechtlichen Fragen erfahrene Person.
2 Die Kindesschutzbehörde prüft die Anordnung der Vertre-
tung insbesondere, wenn:

1. die Unterbringung des Kindes Gegenstand des Verfah-
 rens ist;
2. die Beteiligten bezüglich der Regelung der elterlichen
 Sorge oder bezüglich wichtiger Fragen des persönlichen
 Verkehrs unterschiedliche Anträge stellen.

3 Der Beistand des Kindes kann Anträge stellen und Rechts-
mittel einlegen.

Die Kindesvertretung nach Art. 314abis ZGB beschränkt sich auf das 
Verfahren vor der KESB und allenfalls der gerichtlichen Beschwer-
deinstanz, d.h. auf die Zeitdauer, ab der ein Verfahren rechtshän-
gig ist, bis es rechtskräftig abgeschlossen ist.36 Es handelt sich 
deshalb um ein rein verfahrensrechtliches Instrument, das die 
Partizipation des Kindes gemäss Art. 12 UN-KRK sicherstellen 
soll. Die Kindesvertretung nach Art. 314abis ZGB schränkt die 
Ver tretungsmacht der Eltern als gesetzliche Vertreter*innen des 
Kindes ein.37 

Die Kindesvertretung nach Art. 314abis ZGB ist von folgenden 
Formen der Vertretung abzugrenzen:38 

 – Interessenskollisions und Abwesenheitsbeistandschaft 
nach Art. 306 Abs. 2 ZGB: Wenn die Eltern als gesetzliche 
Vertreter*innen des Kindes ihre Vertretungsmacht vorüber-
gehend nicht ausüben können, z. B. weil sie wegen Krankheit 
oder Abwesenheit verhindert sind oder weil eine Interes-
senkollision besteht, kann eine Interessenskollisions- bzw. 
Abwesenheitsbeistandsperson ernannt werden. 

 – Vom urteilsfähigen Kind beauftragte Vertretung nach Art. 
394 ff OR (i.V.m. Art. 19c ZGB): Das Kind kann, sofern es 
urteilsfähig ist, seine höchstpersönlichen Rechte selbststän-
dig ausüben. In diesem Rahmen kann es auch eine Anwäl-
tin/einen Anwalt mit der Interessenswahrung beauftragen 
(welche/r bei Bedarf ein Gesuch um unentgeltliche Rechts-
pflege stellen kann). 

 – Vertretungsbeistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB: Diese 
Form der Beistandschaft kann je nach Auftrag der KESB auch 
die Vertretung des Kindes beinhalten, z. B. bei der Feststel-
lung der Vaterschaft oder um seinen Unterhaltsanspruch 
oder andere Rechte geltend zu machen. Die Beistandschaft 
nach Art. 308 Abs. 2 ZGB bezieht sich normalerweise jedoch 
nicht auf die Vertretung im Kindesschutzverfahren, sondern 
betrifft Interessenbereiche des Kindes ausserhalb eines hän-
gigen Kindesschutzverfahrens. 

 – Vormundschaft nach Art. 327a ZGB: Ein Vormund oder eine 
Vormundin eines Kindes hat grundsätzlich den Auftrag, die 
Kindesinteressen und damit auch eine umfassende Vertre-
tung des Kindes in allen das Kind betreffenden Belangen zu 
wahren. Falls Entscheide der Vormundin/des Vormundes 
strittig sind, kann es im entsprechenden Verfahren sinnvoll 
sein, die Vormundschaft mit einer Kindesvertretung nach 
Art. 314abis ZGB zu kombinieren.

35 In Verfahren vor dem Zivilgericht – etwa eherechtlichen Verfahren oder,  
bei unverheirateten Eltern, strittigen Verfahren betreffend Kindesunterhalt und 
weiterer Kinderbelange – richtet sich die Kindesvertretung nach Art. 299 ZPO.
36 Affolter-Fringeli & Vogel (2016), S. 715; Biderbost (2016), S. 1038.
37 KOKES (2017), S. 230.

2.2 Finanzierung 
Die Finanzierung der Kindesvertretung richtet sich nach den 
Regeln der unentgeltlichen Prozessführung, soweit das kantonale 
Recht keine andere Regelung vorsieht.39 Da es sich bei der Kin-
desvertretung um eine verfahrensrechtliche Massnahme handelt, 
gelten die Kosten für deren Entschädigung als Verfahrenskosten. 
Den Eltern können somit je nach deren finanziellen Verhältnissen 
und je nach kantonalen Regelungen die Kosten der Kindesver-
tretung im Rahmen der Verfahrenskosten auferlegt werden. Dem 
Kind sollten hingegen – auch wenn es selbst Beschwerde führt – 
grundsätzlich keine Verfahrenskosten auferlegt werden.40

2.3 Einsetzung
Antrag des urteilsfähigen Kindes und weiterer Personen
Urteilsfähige Kinder können von sich aus einen Antrag auf Ein-
setzung einer Kindesvertretung bei der KESB stellen. Ein urteils-
unfähiges Kind kann zwar formell keinen solchen Antrag stellen; 

38 Affolter-Fringeli & Vogel (2016), S. 727f.
39 Affolter-Fringeli & Vogel (2016), S. 731.
40 Affolter-Fringeli & Vogel (2016), S. 730 f.
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Prüfungspflicht zur Einsetzung einer Kindesvertretung  
gemäss KOKES44 (nicht abschliessende Aufzählung)

Gegenstand des Verfahrens ist die Unterbringung des Kindes:
 – Entzug des Aufenthaltsbestimmungsrechts (Art. 310 ZGB)
 – Unterbringung in eine geschlossene Einrichtung oder psych-
iatrische Klinik (Art. 310 i.V.m. Art. 314b ZGB sowie Art. 327c 
Abs. 3 ZGB)

 – Verbot der Rücknahme des Kindes aus einer Pflegefamilie in 
seine Herkunftsfamilie (Art. 310 Abs. 3 ZGB)

 – Entzug der elterlichen Sorge (Art. 311 bzw. Art. 312 ZGB)

Gegenstand des Verfahrens ist die Regelung der elterlichen 
Sorge oder wichtige Fragen des persönlichen Verkehrs, sofern 
unterschiedliche Anträge vorhanden sind:

 – Regelung der gemeinsamen elterlichen Sorge nicht mitein-
ander verheirateter Eltern (Art. 298b ZGB)

 – Zuteilung der Obhut (Art. 298b Abs. 3 ZGB)
 – Regelung der Betreuungsanteile (Art. 298b Abs. 3 ZGB)
 – Abänderungen im Rahmen der gemeinsamen elterlichen Sor-
ge nicht miteinander verheirateter Eltern (Art. 298d ZGB)

 – Strittige Änderungen des Aufenthaltsortes (Art. 301a Abs. 2 
und 5 ZGB)

 – Regelungen des persönlichen Verkehrs (Art. 273 ff ZGB)

Weitere Verfahren:
 – Errichtung einer Vormundschaft ohne Entzug der elterlichen 
Sorge (Art. 327a ff ZGB)

 – Adoptionsverfahren (Art. 265ff ZGB)
 – Beschränkung des Informations- und Auskunftsrechts des 
nicht sorgeberechtigten Elternteils (Art. 275a Abs. 3 ZGB)

 – Komplexe Kindesschutzverfahren, die zentrale Fragen der 
Zukunft des Kindes betreffen (z. B. Fragen bezüglich Gesund-
heit, Ausbildung)

eine entsprechende Eingabe ist jedoch für die KESB insofern zu 
beachten, als sie ein Indiz dafür darstellt, dass die Anordnung 
einer Kindesvertretung angezeigt und sinnvoll ist.41 Im Weiteren 
können auch die Eltern – sowie allenfalls die Beistandsperson 
bzw. Vormund*in des Kindes – die Einsetzung einer Kindesver-
tretung beantragen. Für die Beauftragung bzw. Einsetzung einer 
Kindesvertretung nach Art. 314abis ZGB ist jedoch allein die KESB 
zuständig.42 

Prüfungspflicht
Die KESB hat von Amtes wegen – also auch ohne entsprechenden 
Antrag – zu prüfen, ob es Anhaltspunkte gibt, welche die Anord-
nung einer Kindesvertretung als notwendig erscheinen lassen. Die 
KESB hat eine Prüfungspflicht bei den folgenden Fallkonstellatio-
nen, wobei die Aufzählung nicht abschliessend ist, d.h. dass eine 
Prüfung auch bei ähnlich gelagerten Umständen gefordert ist:43 

Trotz Vorliegen eines oder mehrerer der oben genannten 
Kriterien kann auch auf die Anordnung einer Kindesvertretung 
verzichtet werden. Ein solcher Verzicht bedarf jedoch gemäss 
KOKES «einer differenzierten Begründung, weil eine gesetzliche 
Vermutung besteht, dass eine Vertretung notwendig sein kann. 
Insbesondere stellt sich die Frage, in welcher Form die Ansichten 
des Kindes festgestellt und in das Verfahren eingeflossen sind, zu-
mal das Kind (Rechts-)Subjekt ist, auf das zu hören und welches 
entsprechend seines Entwicklungsstands einzubeziehen ist»45. 

Zusätzliche Empfehlungen zur Einsetzung der Kindesvertretung 
Kinderanwaltschaft Schweiz ergänzt die Kriterien der KOKES, für 
die eine Prüfpflicht besteht, um folgende Indikatoren, bei denen 
sie eine Prüfung der Einsetzung einer Kindesvertretung emp-
fiehlt:46

 – Unterschiedliche Anträge der Beteiligten in einem Verfahren 
betreffend Errichtung einer Beistandschaft mit besonderen 
Befugnissen nach Art. 308 Abs. 2 ZGB 

 – Wunsch eines Kindes nach einer Rechtsvertretung
 – Vorliegen von psychischer und/oder physischer Gewalt der 
Eltern gegenüber dem Kind

 – Systematische Falschinformation bzw. Manipulation des Kindes 
durch einen oder beide Elternteile

 – Erhebliche Zweifel an der Angemessenheit der gemeinsamen 
Anträge der Eltern

 – Antrag eines Elternteils zur Einsetzung einer Rechtsvertretung 
des Kindes

 – Langwierige Abklärungen bei komplexen Familiensituationen, 
wenn der Gegenstand des Verfahrens noch unklar ist bzw. ein 
langes und komplexes Verfahren sich abzeichnet

Empfehlungen zur Information von Kindern und zum Zeitpunkt 
der Einsetzung einer Kindesvertretung
Kinder können ihre Partizipationsrechte nur geltend machen, 
wenn sie um diese wissen. Deshalb sollten Kinder von der KESB 
mündliche und schriftliche Informationen über den Verfah-
rensablauf und über die Möglichkeit einer Kindesvertretung 
erhalten. Zudem sollten urteilsfähige Kinder explizit auf ihr 
Antragsrecht zur Einsetzung einer Kindesvertretung sowie über 
die Rolle der Kindesvertretung informiert werden. 
Grundsätzlich sollte möglichst früh im Verfahren, spätestens bei 
der ersten Anhörung, geprüft werden, ob eine Kindesvertretung 
eingesetzt werden soll.47 

45 KOKES (2017), S. 224; weitere Hinweise zur Prüfung und zum Einsetzen einer 
Kindesvertretung siehe ebenda.
46 Kinderanwaltschaft Schweiz (o. Jahresangaben, a).
47 Kinderanwaltschaft Schweiz (o. Jahresangaben, a).

41 KOKES (2017), S. 225; Murphy & Steck (2016), S. 766.
42 Damit unterscheidet sich die behördlich angeordnete Kindesvertretung von 
der gewillkürten Vertretung, welche durch die Parteien selbst mandatiert wird; 
dazu vorne Kap. 1.1. (Fn 9) und Kap. 2.1. (Kasten).
43 KOKES (2017), S. 223.
44 Unverändert übernommen aus KOKES (2017), S. 224.
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2.4 Qualitätskriterien
Viele Kinder in Kindesschutzverfahren haben traumatische Er-
fahrungen in Form von Vernachlässigung, körperlicher, sexueller 
oder psychischer Gewalt gemacht. Sie sind deshalb besonders 
vulnerabel. Entsprechend hoch sollten die Anforderungen an die 
Qualifikation und Kompetenzen von Kindesvertreter*innen sein. 
Art. 314abis ZGB gibt lediglich vor, dass «eine in fürsorgerischen 
und rechtlichen Fragen erfahrene Person» als Kindesvertreter*in 
einzusetzen ist.48 Heute werden in der Schweiz mehrheitlich 
Rechtsanwält*innen mit oder ohne Zusatzausbildung einge-
setzt.49 Sozialarbeiter*innen könnten demgegenüber noch ver-
mehrt eingesetzt werden. Die Einsetzung von Rechtsanwält*innen 
erscheint (nur) dann erforderlich, wenn prozessuale Interven-
tionen im Vordergrund stehen.50 Eine Qualitätssicherung findet 
über den Verein Kinderanwaltschaft Schweiz statt, bei welchem 
sich Kindesvertreter*innen zertifizieren lassen können. Es ist 
zu empfehlen, dass in der Praxis Kindesvertreter*innen mit 
ausgewiesenen Kompetenzen in rechtlichen und fürsorgerischen 
Fragen eingesetzt werden. 

Kinderanwaltschaft Schweiz hat die nachfolgenden Standards 
formuliert, die in der Lehre und Praxis mittlerweile als anerkannt 
gelten.51

Anforderungen an Kindesvertreter*innen und Qualifikation52 

 
 – Fachliche Kompetenz: Eine juristische, sozialarbeiterische, 
psychologische, sozialpädagogische oder medizinische 
Grundausbildung (Universitäts-/Fachhochschulabschluss 
oder gleichwertiger Fachabschluss) sowie eine komplemen-
täre Zusatzqualifikation für psycho-sozial-pädagogische 
Fachpersonen im juristischen Bereich und für juristische 
Fachpersonen im psycho-sozial-pädagogischen Bereich wer-
den vorausgesetzt. 
 

 – Kommunikative Kompetenz: Die Kindesvertretung ist in der 
Lage, Gespräche mit einem Kind entwicklungsadäquat zu füh-
ren und sich mit Fachpersonen unterschiedlicher Disziplinen 
auszutauschen. 
 

 – Persönliche Kompetenz: Die Kindesvertretung zeichnet sich 
durch Belastbarkeit, Konflikt- und Vermittlungsfähigkeit, 
Empathie und die Fähigkeit zur Selbstreflexion aus und weist 
Erfahrung im Umgang mit Kindern und Jugendlichen auf. 
 

 – Berufspraktische Kompetenz: Drei Jahre Berufserfahrung in 
einem Bereich der Grundausbildung werden vorausgesetzt. 
 

 – Kindesvertreter*innen sollen fähig sein, das Vertrauen des 
Kindes und wenn möglich ebenfalls dasjenige der Eltern 
und Behörden zu gewinnen. Kindesvertreter*innen benöti-
gen Kenntnisse zur Entwicklung von Kindern insbesondere in 
Gefährdungssituationen (Misshandlung, sexueller Missbrauch, 
Vernachlässigung). Leuthold et al. (2016) erachten praktische 
Erfahrungen im Umgang mit Kindern und Jugendlichen für 
diese Tätigkeit als unabdingbar.53  

 – Insbesondere bei Säuglingen, Kleinkindern oder Kindern mit 
Behinderungen sollte eine Kindesvertretung über spezifische 
Fachkompetenzen und Erfahrung in der Arbeit mit Kindern 
dieser Altersgruppe oder spezifischen Bedürfnissen verfügen 
(vgl. Kap. 3. 2).

48 Der Kanton Basel-Stadt geht diesbezüglich weiter und hat in der Verordnung 
über die Ausbildung der mit Kindesanhörungen und Kindesvertretung beauf-
tragten Personen (SG 212.500) in §3 Abs. 2 folgende Qualifikationsmerkmale 
definiert:
«Zum Beistand kann nur ernannt werden,
– wer über eine juristische Grundausbildung mit durch geeignete Aus- oder

Weiterbildung erworbenen Kenntnissen des anwendbaren Prozessrechtes und 
der Entwicklungspsychologie, der Familiensysteme und der Gesprächsführung 
verfügt oder

– wer über eine psychologische, psychiatrische oder fürsorgerische Grundausbil-
dung mit durch geeignete Aus- oder Weiterbildung erworbenen Kenntnissen 
des Familien- und Prozessrechts verfügt.»

49 Blum et al. (2022), S. 102.
50 Meier (2023), S. 2285.
51 Vgl. z. B. Blum et al. (2022); Herzig (2020); Leuthold et al. (2016).
52 Vgl. Kinderanwaltschaft Schweiz (o. Jahresangabe, a).
53 Leuthold et al. (2016), S. 475.
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2.5 Bedeutung der Kindesvertretung im Verfahren 

Die nachfolgend dargelegten Aspekte verdeutlichen die Bedeutung, 
die sich mit dem Einsetzen einer Kindesvertretung ergeben kann.54

Änderung der 
Falldynamik

Mit der Mandatierung von Kindesvertreter*innen ergibt sich in gewissen Fällen eine Änderung in der 
Falldynamik. In turbulenten und hoch dynamischen Systemen kann es einerseits zu einer Beruhigung 
kommen, da sich das Kind mit seinen Wünschen und Bedürfnissen als parteiisch vertreten erfährt 
und sich gehört fühlt. Andererseits kann die Kindesvertretung zu einer Beschleunigung im Fallverlauf 
beitragen, wenn die Anliegen und der Wille des Kindes klar aufgezeigt und eingebracht werden (z. B. 
Wunsch nach Rückplatzierung nach Hause). 

Erhöhung der Kooperations
bereitschaft und Akzeptanz

Die Kindesvertretung kann zu einer erhöhten Kooperation des Kindes im Verfahren beitragen. Dies 
gilt umso mehr, wenn die Zusammenarbeit des Kindes mit anderen Fachpersonen erschwert ist. Als 
kooperations- und akzeptanzfördernd zeigen sich insbesondere die parteiische Haltung der Kindes-
vertretung gegenüber dem Kind, gemeinsame Reflexionen über den Kindeswillen und dessen mögli-
che Auswirkungen sowie daraus abgeleitete (alternative) Anträge an die KESB.

Sichtbarkeit des Kindeswillens 
im Entscheid

Der Kindeswille ist in Entscheiden der KESB häufig ausführlicher abgebildet, wenn eine Kindesver-
tretung eingesetzt ist. Durch die schriftlichen Dokumente der Kindesvertretung wird der Wille des 
Kindes in den Akten der KESB expliziter sichtbar.

Stärkung des Selbstwirksam
keitserlebens des Kindes 

Durch die Kindesvertretung kann sich das Kind selbst im Verfahren einbringen, fühlt sich gehört und 
ernst genommen. Dies erfolgt durch die Begleitung des Kindes im Willensbildungsprozess, durch das 
Aufzeigen von Handlungsspielräumen und die gemeinsame Reflexion möglicher Auswirkungen der 
Anliegen des Kindes. Dieser Prozess kann das Selbstwirksamkeitserleben stärken.

Stärkere Position und Partizi
pation des Kindes im Verfah
ren sowie bei der Umsetzung 
von Massnahmen

Das Kind ist aufgrund des jeweiligen Erfahrungs- und Entwicklungsstands in einer schwachen Positi-
on und das Kindesschutzverfahren vor der KESB ist traditionell eher elternzentriert.55 Die Kindesver-
tretung kann nicht nur zu einer stärkeren Mitwirkung von Kindern im Verfahren vor der KESB führen, 
sondern indirekt auch eine stärkere Beteiligung des Kindes an der Umsetzung des Entscheids der 
KESB begünstigen. Für die Umsetzung des Entscheids beauftragt die KESB in der Regel eine Bei-
standsperson. Die schriftlichen Berichte, Anträge und Stellungnahmen der Kindesvertretung werden 
in der Regel auch der Beistandsperson zur Kenntnis gebracht. Dadurch erhält diese detaillierte Kennt-
nisse über den Willen des Kindes und kann diesen in der täglichen Arbeit stärker berücksichtigen.

Die folgende Abbildung verdeutlicht die Stärkung der Position und der Mitwirkung von Kindern im 
Kindesschutzverfahren vor der KESB bei eingesetzter Kindesvertretung nach Art. 314abis ZGB.

54 Jenzer et al. (im Erscheinen). In der Studie wurden Jugendliche ab 15 Jahren 
befragt. Die interviewten Expert*innen bezogen sich jedoch auf Kindesschutz-
verfahren mit Kindern aller Altersgruppen. Deshalb wird im Kap. 2.5 der Begriff 
Kinder für Minderjährige verwendet.
55 Cottier (2006).

Abbildung 2 : Mitwirkung des Kindes im Kindesschutzverfahren vor der KESB mit Kindesvertretung 
(eigene Darstellung)

Beistandsperson

Kindesvertreter*in

KESB

Eltern

Kind
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2.6 Perspektive von Jugendlichen
Jugendliche erleben eine Kindesvertretung nach Art. 314abis ZGB 
gemäss einer Studie der Berner Fachhochschule wie folgt:56 

 – Für die Mehrheit der Jugendlichen ist der/die 
Kindesvertreter*in oder diese*r gemeinsam mit der Beistands-
person die wichtigste Fachperson im Kindesschutzverfahren 
vor der KESB.

 – Die Jugendlichen haben ein klares Verständnis der Rolle der 
Kindesvertreter*innen. Sie verstehen auch, dass die KESB die 
Entscheide über allfällige Massnahmen trifft. Demgegenüber 
interpretieren sie die Rolle der Beistandspersonen unterschied-
lich.

 – Die Jugendlichen nehmen die Kindesvertreter*innen durch-
wegs als persönliche und parteiische Unterstützung wahr, die 
ihnen zuhören und ein echtes Interesse an ihren Anliegen und 
Wünschen haben und diese gegenüber der KESB vertreten.

 – Die Jugendlichen sehen den grössten Einfluss der 
Kindesvertreter*innen in einer Verbesserung ihrer emotionalen 
Befindlichkeit während des Verfahrens vor der KESB . 

 – Das nachfolgende Zitat veranschaulicht, wie die Kindesvertre-
tung den Jugendlichen Sicherheit gibt:

«Vor allem wenn man nervös ist oder so viel im Kopf 
hat, dann habe ich mich dadurch jeweils beruhigt ge-
fühlt, dass ich zum Beispiel vor dem Termin mit [der*m 
Kindesvertreter*in] reden und besprechen konnte, 
was ich sagen will. Wenn ich während dem Termin was 
vergessen habe oder nicht ganz selbst erklären konnte, 
dann konnte er/sie sozusagen immer einspringen. Wenn 
ich zum Beispiel etwas Wichtiges vergessen hätte oder 
so. Das hat mir viel Sicherheit gegeben.» 

 – Die Jugendlichen beschreiben eindrücklich, wie sie mit den 
Kindesvertreter*innen Strategien ausarbeiten, um mit Anträ-
gen bei der KESB durchzukommen:

«Ich konnte mit [dem/der Kindesvertreter*in] zum 
Beispiel auch einen Antrag schreiben, wenn mir etwas 
nicht gepasst hat. Dieser geht dann zur KESB. Dann wird 
ein Entscheid gefällt. Aber einen Antrag zu schreiben ist 
immer etwas so /. Man muss immer abschätzen, ob es 
gut ist oder nicht, einen zu machen.» 

56 Jenzer et al. (im Erscheinen). In der Studie wurden Jugendliche im Alter zwi-
schen 15 und 22 Jahren interviewt, die zum Zeitpunkt des Verfahrens zwischen  
9 und 16 Jahre alt waren.

«Aber [mein*e Kindesvertreter*in] ist andererseits 
realis tisch geblieben. Zum Beispiel auch in einem Ge-
spräch alleine hat er/sie gesagt, dass das wahrschein-
lich vor der KESB nicht gehen würde. Er/sie hat mir das 
dann erklärt.» 

 – Die Jugendlichen, die im Kindesschutzverfahren vor der KESB 
eine/n Kindesvertreter*in hatten, erachten den persönlichen 
Austausch mit Fachpersonen, eine aktive Mitwirkung am 
Verfahren und eine vertrauensvolle Beziehung zu den Fachper-
sonen als wichtig.

 – Die Jugendlichen sind besser informiert über das Verfahren 
und ihre Rechte. In einem Fall befähigte dies eine Jugendliche, 
andere Jugendliche zu coachen:

«Ich habe durch die anderen Jugendlichen hier [in der 
stationären Einrichtung] auch gemerkt, dass ich eher 
jemand bin, der etwas mehr weiss. Auch bezüglich 
dessen, wo ich welches Interesse anbringen und wo 
ich was sagen muss. Die anderen Jugendlichen tun mir 
diesbezüglich schon etwas leid. Sie haben wirklich keine 
Ahnung, dass sie eigentlich ein Recht auf eine Anwältin 
hätten. Solche Sachen halt. Ich musste der einen Jugend-
lichen auch mal sagen: ‹Hey, du kannst imfall einfach 
eine Anwältin beantragen!›» 
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3  Auftrag und Rolle von KESB und Fachpersonen im  
Kindesschutzverfahren mit Kindesvertretung

3.1 KESB
3.1.1 Auftrag und Rolle 
Die KESB ist zuständig für die Prüfung, die Anordnung und gege-
benenfalls die Überprüfung von Kindesschutzmassnahmen, sowie 
für die Führung der entsprechenden Verfahren.57 Soweit möglich 
findet die KESB mit den betroffenen Familien einvernehmliche 
Lösungen und vermittelt Hilfestellungen im freiwilligen Bereich. 

Aufgabenbereiche Beschreibung

Leitung des Kindesschutz
verfahrens (Eröffnung, Abklä
rung, Beurteilung, Anhörung, 
Entscheid) 

 – Prüfung der örtlichen und sachlichen Zuständigkeit und Eröffnung des Verfahrens
 – Notwendige Abklärungen zur Einschätzung des Kindeswohls, allenfalls durch eine geeignete Person 
oder Stelle (z. B. Sozialdienst, Art. 446 Abs. 2 ZGB)

 – Würdigung der Abklärungsergebnisse und Beurteilung des Bedarfs für behördliche Massnahmen
 – Bei Bedarf Sofortmassnahmen: Prüfung vorsorglicher Kindesschutzmassnahmen für die Dauer des 
Verfahrens (Art. 445 ZGB); bei besonderer Dringlichkeit: Verfügung superprovisorischer Massnah-
men58 (Art. 445 Abs. 2 ZGB)

 – Gewährung des rechtlichen Gehörs vor dem Entscheid über behördliche Massnahmen, namentlich 
Anhörung der Eltern und des Kindes59 

 – Verfügung allfälliger Kindesschutzmassnahmen mittels (vorsorglichem oder verfahrensabschlies-
sendem) Entscheid

Prüfung der Einsetzung einer 
Kindesvertretung

 – Prüfung der Einsetzung einer Kindesvertretung nach Art. 314abis ZGB, sinnvollerweise in einem 
frühen Verfahrensstadium 

 – Bei Verzicht auf Einsetzung einer Kindesvertretung: Dokumentation der Überlegungen in den Akten
 – Bei Abweisung eines Antrags auf Einsetzung einer Kindesvertretung: Erlass eines begründeten 
(verfahrensleitenden) Entscheids 

Information der Betroffenen  – Information (je nach Alter und Urteilsfähigkeit) des Kindes und der Eltern zum Verfahrensablauf
 – Aufklärung über die Möglichkeit einer Kindesvertretung mit Information über die Rolle und den 
Auftrag der Kindesvertretung 

 – Information des Kindes sowie der Eltern über die Möglichkeit des Kindes, jederzeit selbst bei der 
KESB eine Kindesvertretung zu beantragen60 

 – Information der Eltern über allfällige Kostenfolgen 

Einsetzung einer geeigneten 
Kindsvertretung 

 – Bei Entscheid zum Einsetzen einer Kindesvertretung: Anfrage einer geeigneten Person61 
 – Gewährung des rechtlichen Gehörs (Eltern und allenfalls Kind) bezüglich der Anordnung der  
Kindesvertretung 

 – Gewichtung allfälliger im Rahmen des rechtlichen Gehörs vorgebrachter Gründe: Bei Ablehnung 
seitens des (insbesondere urteilsfähigen) Kindes ist die Einsetzung einer Kindesvertretung noch-
mals kritisch zu prüfen

 – Einsetzung der Kindesvertretung mittels (verfahrensleitendem) Entscheid der KESB 
 – Entzug der aufschiebenden Wirkung einer allfälligen Beschwerde, damit die Kindesvertretung ihr 
Mandat so rasch wie möglich aufnehmen kann 

 – Regelung der Entschädigung der Kindesvertretung 

Aufgaben nach der Einsetzung 
der Kindesvertretung 

 – Erteilen von Informationen an die Kindesvertretung während des Kindesschutzverfahrens, welche 
für deren Arbeit erforderlich sind (z. B. Aushändigen von Akten oder Berichten) und Information 
über wichtige Termine (z. B. Anhörungen, Standortgespräche) bzw. Koordination dieser mit der 
Kindesvertretung62

 – Bei Vorliegen objektiver Gründe für eine Mandatsniederlegung oder für einen Mandatsentzug: 
Anordnung einer neuen Kindesvertretung63

 – Bei Beendigung des Mandats der Kindesvertretung (mit rechtskräftigem Abschluss des Kindes-
schutzverfahrens): Einholen und Prüfung der Honorarnote, Entscheid über Entschädigung der 
Kindesvertretung  

Wenn es zur Wahrung des Kindeswohls nötig ist, kann sie jedoch 
auch gegen den Willen der Betroffenen intervenieren. Erhält die 
KESB Kenntnis von einer möglichen Kindeswohlgefährdung, ist sie 
von Amtes wegen (Art. 446 Abs. 1 ZGB) verpflichtet, die Situation 
des Kindes in Bezug auf das Kindeswohl zu prüfen. 

3.1.2 Aufgaben der KESB bei Verfahren mit Kindesvertretung

57 Eingehend zur Verfahrensleitung Fassbind (2022), S. 104ff; als Überblick 
Domenig (2022), S. 98ff.
58 Damit werden Massnahmen (wie beispielsweise ausserfamiliäre Unterbringung 
unter Entzug des Aufenthaltsbestimmungsrechts der Eltern nach Art. 310 ZGB) 
angeordnet, ohne vorher den Betroffenen das rechtliche Gehör zu gewähren. 
Die Anhörung muss in diesem Fall so rasch wie möglich (bei erster Gelegenheit) 
nachgeholt werden; danach entscheidet die KESB erneut.
59 Die KESB ist verpflichtet, das Kind in geeigneter Weise anzuhören oder eine 

Drittperson damit zu beauftragen, soweit nicht sein Alter oder andere wichtige 
Gründe dagegensprechen (Art. 314 a Abs. 1 ZGB). Diese Anhörungspflicht 
bezieht sich auf alle äusserungsfähigen Kinder, was gemäss bundesgerichtlicher 
Rechtsprechung (BGE 131 III 553) in der Regel ab dem Alter von ca. 6 Jahren 
angenommen wird (KOKES), 2017, S. 88. 
60 Vgl. dazu die Checkliste «Einsetzung einer Rechtsvertretung des Kindes im 
Sinne von Art. 314abis ZGB im Kindesschutzverfahren» des Vereins Kinderanwalt-
schaft Schweiz (Kinderanwaltschaft Schweiz, o. Jahresangabe). 
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3.1.3 Arbeit mit dem Kind 
Die KESB führt primär im Rahmen von Anhörungen Gespräche 
mit dem Kind, um Informationen über das Verfahren zu erhalten 
und seine Meinung und seinen Willen zum Verfahren in Erfah-
rung zu bringen (vgl. Kap. 1.2). Gemäss der bundesgerichtlichen 
Rechtsprechung soll diese Anhörung «alters- und kindgerecht 
sowie im Rahmen eines natürlichen Gesprächs erfolgen».64 Dazu 
gehören passende Rahmenbedingungen (z. B. in Bezug auf Zeit 
und Ort) sowie eine auf die Bedürfnisse des Kindes ausgerichtete 
Gesprächsatmosphäre. Eine sorgfältige Planung und Vorberei-
tung der Anhörung(en) in Bezug auf den Zeitpunkt sowie auf 
die Gesprächsstruktur und Inhalte sind unabdingbar.65 Im Kap. 
3.2.3 erfolgen allgemeine Empfehlungen zur Gesprächsführung 
der Kindesvertretung mit dem Kind, welche auch die KESB darin 
unterstützen können, Anhörungen kindgerecht zu gestalten. 

3.2 Kindesvertreter*in 
3.2.1 Auftrag und Rolle 
Gestützt auf Art. 314abis ZGB vertritt die Kindesvertretung das 
Kind im Kindesschutzverfahren und gewährleistet so seine Par-
tizipation im Verfahren. Wie im nachfolgenden Kapitel erläutert 
wird, gehört dazu u. a. Willensäusserungen des Kindes zu erfas-
sen und gegenüber der KESB zu vertreten. Die Kindesvertretung 
ist gegenüber der KESB nicht weisungsgebunden. Kinder werden 
gesetzlich grundsätzlich durch ihre sorgeberechtigten Eltern 
vertreten (wobei urteilsfähige Kinder ihre höchstpersönlichen 
Rechte selbstständig ausüben können, vgl. Kap. 1.1). Eltern sind 
jedoch allenfalls in Kindesschutzverfahren nicht in der Lage, die 
Interessen des Kindes angemessen zu vertreten.66 Die Kindesver-
tretung vertritt diesfalls das Kind anstelle der Eltern im Verfahren 
und ist diesen gegenüber unabhängig. Urteilsfähige Kinder kann 
die Kindesvertretung auch darin unterstützen, ihre Rechte im 
Verfahren selbst wahrzunehmen. 

Der konkrete Auftrag und die Rolle der Kindesvertretung sind 
im Gesetz nicht näher umschrieben. Es besteht aber weitgehend 
Einigkeit darüber, dass der/die Kindesvertreter*in die Rechte 
des Kindes im Kindesschutzverfahren wahrnimmt. Welche Rolle 
dabei der Kindeswille und das Kindeswohl einnehmen sollen, 
wurde im letzten Jahrzehnt in der Praxis und der Literatur inten-
siv diskutiert. Zu kontroversen Diskussionen führte insbesondere 
ein Leitentscheid des Bundesgerichts (BGE 142 III 153), wonach 
die Kindesvertretung vordergründig das objektivierte Kindeswohl 
zu ermitteln und zu dessen Verwirklichung beizutragen habe. 
Seitens Kindesvertreter*innen wird kritisiert, dass diese Aufga-
be nicht primär ihnen, sondern der KESB zukomme, während 
die Kindesvertretung den Willen des Kindes in das Verfahren 
einbringen solle.67 Zugleich steht ausser Zweifel, dass sich auch 
die Kindesvertretung am Kindeswohl zu orientieren hat; eine dem 
Kindeswohl entgegenstehende Vertretung des Kindeswillens wäre 
ebenso problematisch wie die Vertretung des Kindeswohls ohne 
Rücksicht auf den Kindeswillen.68 Dem bestehenden Spannungs-
verhältnis ist dahingehend Rechnung zu tragen, dass die Kindes-
vertretung den Kindeswillen stets umfassend und differenziert 

darstellen soll, wobei sie auch bestehende Konflikte zwischen 
Kindeswohl und Kindeswille – nach Absprache mit dem Kind –  
zu offenbaren hat.69 Gestützt auf aktuelle Ergebnisse aus der For-
schung70 wird nach der hier vertretenen Auffassung die Rolle der 
Kindesvertretung vorrangig in der Vertretung des Kindeswillens 
gesehen, wobei auch Kindeswohlüberlegungen in das Handeln 
der Kindesvertretung einfliessen sollen.

Die nachfolgenden Hinweise können Kindesvertreter*innen bei 
der Frage, inwiefern sie das Kindeswohl und den Kindeswillen 
gewichten, unterstützen: 

Empfehlungen für Kindesvertreter*innen zur Gewichtung  
von Kindeswohl und Kindeswillen
 

 – Der Hauptfokus der Kindesvertretung liegt auf der Vertretung 
des Kindeswillens.  

 – Grundsätzlich steht bei jüngeren Kindern oder bei Kindern, 
die aufgrund einer Beeinträchtigung nicht urteilsfähig sind, 
das Kindeswohl stärker im Fokus des Handelns als bei älteren 
Kindern. Das begründet sich mit deren erhöhten Vulnerabili-
tät. Demgegenüber fokussiert der/die Kindesvertreter*in bei 
urteilsfähigen Kindern auf die Vertretung des Kindeswillens. 
 

 – Je schwerer die Kindeswohlgefährdung, umso mehr soll das 
Kindeswohl im Handeln der Kindesvertretung berücksichtigt 
werden. 

 – Liegt eine schwere Kindeswohlgefährdung vor (z. B. aufgrund 
suizidalem Verhalten), sollen der Kindeswille mit dem Kind 
kritisch reflektiert und Überlegungen zum Kindeswohl ge-
meinsam diskutiert werden (vgl. Kap. 3.2.3). 
 

 – Werden die Chancen auf Erfolg eines Antrags im Sinne des 
Kindeswillens als gering eingeschätzt oder hätte ein Ent-
scheid zu Gunsten des Kindeswillens negative Auswirkungen 
auf das Kindswohl, so reflektiert und diskutiert die Kindesver-
tretung dies ebenfalls gemeinsam mit dem Kind. 

 – Kriterien zur Gewichtung des Kindeswohls sind: Alter des 
Kindes, Urteilsfähigkeit, Vehemenz des geäusserten Kindes-
willens, Schweregerad der Kindeswohlgefährdung. Relevant 
ist zusätzlich die Frage, welche Folgen ein Entscheid der KESB 
im Sinne des Kindeswillens für das Kind hätten.   

61 Vgl. dazu auch Kap. 2.4. Zur Auswahl der geeigneten Person kann ferner die oben 
genannte Checkliste des Vereins Kinderanwaltschaft Schweiz konsultiert werden 
(Kinderanwaltschaft Schweiz, o. Jahresangabe a, S. 6). Insbesondere bei Säuglin-
gen, Kleinkindern oder Kindern mit Behinderungen sollte die KESB darauf achten, 
eine Kindesvertretung mit spezifischen Fachkompetenzen und Erfahrung in der 
Arbeit mit Kindern dieser Altersgruppe oder spezifischen Bedürfnissen einzusetzen. 
62 Für weitere Ausführungen zur Zusammenarbeit zwischen der KESB und der 
Kindesvertretung vgl. Kap. 4.3.
63 Vgl. Affolter-Fringeli & Vogel(2016), S. 733.

64 BGer 5A_92/2020, E. 3.4.2 mit Verweis auf Herzig (2012) S. 158.
65 Für weitere Anregungen zur Planung und Durchführung sowie zu den Rahmen-
bedingungen von Anhörungen empfiehlt sich die Broschüre «Die Kindesanhörung 
in zivilrechtlichen Verfahren. Leitfaden für Fachpersonen» (Unicef & Marie Meier-
hofer Institut für das Kind, 2023). 
66 Die Eltern sind beispielsweise aufgrund einer Erkrankung oder einer kogni-
tiven Einschränkung nicht in der Lage, die Rechte des Kindes im Verfahren zu 
vertreten. Allenfalls sind sie auch durch einen Elternkonflikt in ihrer Fähigkeit 
eingeschränkt, gemeinsam eine Lösung zu finden, welche den Interessen des 
Kindes entspricht.
67 Blum et al. (2022) S. 109f.
68 Affolter & Vogel (2016) S. 722, mit weiteren Hinweisen.
69 KOKES (2017) S. 228; Fassbind (2022), S. 175f.
70 Jenzer et al. (im Erscheinen).
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3.2.2 Aufgaben der Kindesvertretung 
In der nachfolgenden Übersicht werden die verschiedenen Aufga-
benbereiche und die dazugehörigen Handlungen der Kindesver-
tretung erläutert.71

Aufgabenbereiche Beschreibung

Überblick über den Fall  
verschaffen

 – Aktenstudium
 – Informationen zum Familiensystem und zum Kindesschutzfall in Erfahrung bringen durch Ge-
spräche mit dem Kind, allenfalls im Laufe des Prozesses auch mit den Eltern und Dritten (z. B. 
Bezugs- und Betreuungspersonen, Beistandspersonen, Therapeut*innen etc.). Das Gewinnen eines 
Überblicks über den Kindesschutzfall dient als Grundlage zur Erfüllung des Auftrags und zum Aus-
führen der weiteren spezifischen Aufgaben und ist somit nicht gleichzusetzen mit einer Abklärung 
im Kindesschutzverfahren im Auftrag der KESB.72

Informations und  
Übersetzungsaufgaben

 – Das Kind über das Verfahren informieren und über seine rechtlichen Möglichkeiten und die Rollen 
der einzelnen Akteur*innen im Verfahren aufklären.

 – Das Kind altersentsprechend über die geplanten Handlungen der Kindesvertretung informieren und 
seine Sichtweise dazu in Erfahrung bringen.

 – Dem Kind Entscheide der KESB mitteilen. 
 – Entscheide und Handlungen der KESB sowie Gutachten in kindergerechte Sprache übersetzen.
 – Übersetzen der Sprache des Kindes in Behördensprache. 
 – Die KESB und andere Fachpersonen bei Notwendigkeit informieren über Fallverlauf (z. B. ausseror-
dentliche Ereignisse wie Kurvengänge) bzw. Gefährdungssituation.73 Falls eine Information  
(z. B. über Aufenthaltsort) zur Wahrung des Vertrauensverhältnisses nicht sinnvoll ist: Sicherstel-
len, dass nötige Schritte zur Abwendung allfälliger Gefährdungen unternommen werden. 

Ermittlung des Kindeswillens 
und Unterstützung des Kindes 
im Willensbildungsprozess

 – Das Kind in unterschiedlichen Kontexten nach dem Kindeswillen befragen.
 – Mit dem Kind den geäusserten Kindeswillen kritisch reflektieren.
 – Dem Kind die Konsequenzen seines Handelns aufzeigen.
 – Dem Kind realistische Möglichkeiten (Alternativen) aufzeigen.
 – Das Kind mit Gefährdungsaspekten konfrontieren.
 – Dem Kind Entscheide und Handlungen der KESB sowie Gutachten in kindergerechte Sprache über-
setzen und erklären.

Anwaltliche Vertretung des 
Kindes und Unterstützung des 
Kindes bei der Wahrung seiner 
(prozessualen) Rechte 

 – Den Kindeswillen (z. B. im Rahmen eines Antrags) an die KESB übermitteln.
 – Dem Kind seine rechtlichen Möglichkeiten aufzeigen.
 – Anhörungen mit dem Kind vorbereiten und das Kind an Anhörungen begleiten (ausser das Kind 
wünscht explizit, allein hinzugehen).

 – Will das Kind explizit nicht an der Anhörung teilnehmen oder ist dies aufgrund des Alters nicht 
sinnvoll/möglich, kann die Kindesvertretung das Kind an der Anhörung vertreten. 

 – Mit dem Kind verschiedene Alternativen von Anträgen ausarbeiten und diese im Namen des Kindes 
gegenüber der KESB vertreten.

 – Verfassen von Anträgen, Stellungnahmen und Beschwerden.
 – Liegt bei Kindern eine schwere Kindeswohlgefährdung vor und kann dem Kindeswillen offensicht-
lich nicht gefolgt werden, empfiehlt es sich, in Anträgen und Stellungnahmen auf der einen Seite 
den Kindeswillen darzulegen und auf der anderen Seite (unter Berücksichtigung des Vertrauensver-
hältnisses zum Kind) zu begründen, welche kindeswohlrelevanten Gründe aus Sicht der Kindes-
vertretung dafürsprechen, entgegen dem Kindeswillen zu entscheiden.74 Alternativ kann parallel 
zum Hauptantrag ein Eventualantrag eingereicht werden. Dies bedeutet, dass im Hauptantrag der 
Kindeswille abgebildet wird. Ein parallel dazu eingereichter Eventualantrag führt eine mit dem 
Kind ausgearbeitete und von ihm akzeptierte Alternative aus.   

71 Jenzer et al. (im Erscheinen) mit Beizug von Blum (2022) und KOKES (2017).
72 Vgl. dazu auch KOKES (2017), S. 228.
73 Hinweise zu den Meldepflichten und Melderechten von Kindesvertreter*innen 
erfolgen im Kap. 4.3. 
74 Jenzer et al. (im Erscheinen). Je nach Profil der Kindesvertretung verfügen 
diese über begrenzte Kompetenzen bei der Einschätzung des Kindeswohls. Diese 
gilt es zu deklarieren und zu berücksichtigen.
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17Aufgabenbereiche Beschreibung

Monitoringaufgaben  – Die KESB und andere Akteur*innen im Verfahren dafür sensibilisieren, dass das Kindesschutzver-
fahren den Bedürfnissen des Kindes gerecht und die Partizipation des Kindes gewährleistet wird  
(z. B. dass die Anhörung kindgerecht abläuft). 

 – Der KESB, der Beistandsperson oder anderen Akteur*innen im Verfahren die Notwendigkeit aufzei-
gen, aktiv zu werden und zu handeln oder den Prozess zu entschleunigen. 

 – Das Verfahren überwachen in Bezug auf die Notwendigkeit von kindesschutzrechtlichen Anordnun-
gen. Wenn nötig die entsprechenden Anordnungen beantragen.75

Vermittlungsaufgaben   – Die Eltern sowie andere Akteur*innen im Verfahren für die Situation des Kindes sensibilisieren und 
dabei eine vermittelnde Rolle einnehmen. 

 – Vermitteln zwischen dem Kind und Fachpersonen (z. B. zuständigen Fachpersonen der Institutio-
nen, in der das Kind untergebracht ist).

 – Vermitteln zwischen den in das Verfahren involvierten Fachpersonen. 
 – Vermitteln zwischen dem Kind und den Eltern.
 – Gemeinsam mit dem Kind und den Akteur*innen im Verfahren einvernehmliche Regelungen und 
Lösungen erarbeiten. 

 – Das Vermitteln zwischen dem Kind und anderen Akteur*innen (wenn immer möglich in Absprache 
mit dem Kind) gehört zwar nicht zu den Hauptaufgaben der Kindesvertretung, kann jedoch zur 
Deeskalation und damit zur Wahrung der Kindesinteressen beitragen. 

75 Blum et al. (2022), S. 115. Dies ist etwa dann der Fall, wenn die Kindesvertre-
tung während des Verfahrens zum Schluss kommt, dass die KESB Kindesschutz-
massnahmen wie beispielsweise eine Weisung nach Art. 307 Abs. 3 ZGB an die 
Eltern zur Inanspruchnahme einer sozialpädagogischen Familienbegleitung 
anordnen sollte.
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3.2.3 Arbeit mit dem Kind 
Zur Erfüllung des Auftrags der Kindesvertretung ist die direkte 
Arbeit mit dem Kind und dabei der Aufbau eines Vertrauensver-
hältnisses zentral. Dementsprechend wichtig ist die Kontaktauf-
nahme mit dem Kind als einer der ersten Schritte nach Aufnahme 
des Mandats. Nur in Ausnahmefällen (z. B. bei Verweigerung des 
Kindes) kann darauf verzichtet werden. Auch bei Säuglingen und 
Kleinkindern empfiehlt sich ein direkter Kontakt zum Kind in An-
wesenheit eines Elternteils, um sich einen persönlichen Eindruck 
zu verschaffen. Die Arbeit mit Kindern erfordert allgemein einer-
seits fachliche und methodische Kompetenzen (vgl. Kap. 2.4), 
andererseits viel Flexibilität (hinsichtlich bevorzugtem Kommu-
nikationskanal sowie zeitlicher und örtlicher Verfügbarkeit) und 
kindgerechte Räumlichkeiten. Ein spezifisch für Kinder eingerich-
teter Raum mit Spiel- oder Malsachen für kleinere Kinder schafft 
eine vertrauensvolle Gesprächsatmosphäre. Eine Beeinträchti-
gung bei einem Kind darf kein Grund sein, auf die Arbeit mit dem 
Kind und das Eruieren des Kindeswillens zu verzichten. Jedoch 
sind in der Arbeit mit diesen Kindern zusätzliche, spezifische 
Fach- und Methodenkompetenzen und besonderes Fingerspit-
zengefühl erforderlich, insbesondere, wenn das betroffene Kind 
Mühe bekundet, sich verbal zu äussern. In diesen Situationen gilt 
es, andere Ausdrucksformen (mimische, gestische, körpersprach-
liche) zu beachten.76 Ferner empfiehlt es sich, die betroffenen 
Kinder in verschiedenen, ihm vertrauten Lebensbereichen zu be-
obachten und das Gespräch mit Bezugs- und Betreuungspersonen 
zu suchen.77 Eine weitere Möglichkeit ist, für die Gespräche mit 
dem Kind eine spezifische Fachperson (z. B. ein*e Heilpädagog*in 
oder ein*e Psycholog*in) beizuziehen. 

Eruieren des Kindeswillens und Unterstützung bei der Willens-
bildung
Das Eruieren des Kindeswillens und die Unterstützung bei der 
Willensbildung stellen eine zentrale und gleichzeitig auch eine 
besonders anspruchsvolle Aufgabe der Kindesvertretung dar. 
Meistens braucht es dazu mehrere Gespräche mit dem Kind. Der 
Prozess beinhaltet gerade bei älteren Kindern eine gemeinsame, 
vertiefte Auseinandersetzung mit verschiedenen Themen zu ihrer 
aktuellen Lebenssituation und zum Kindesschutzverfahren. Zur 
Unterstützung bei der Willensbildung tragen (je nach Alter und 
Entwicklungsstand des Kindes) folgende Handlungen (s. Abbil-
dung 3, S. 19) bei:78

 – Dem Kind Entscheide und Handlungen der KESB in einer kind-
gerechten Sprache erklären.

 – Das Kind in unterschiedlichen Kontexten nach dem Willen 
befragen (z. B. zu Hause und in der Institution). 

 – Dem Kind die Konsequenzen seines Handelns aufzeigen (z. B. 
was die Folgen sind, wenn es auf Kurve geht). 

 – Dem Kind (verschiedene) realistische Möglichkeiten aufzei-
gen (z.B. dass die KESB einem Antrag auf eine Rückkehr nach 
Hause unter der aktuellen Situation voraussichtlich nicht zu-
stimmen wird, hingegen ausgedehntere Besuchswochenenden 
durchaus realistisch sind).

 – Das Kind mit Gefährdungsaspekten konfrontieren.
 – Mit dem Kind einen geäusserten Kindeswillen falls nötig 
kritisch reflektieren: Wenn der von einem Kind geäusserte 
Kindeswille dem Kindeswohl entgegensteht, gehört es zur Auf-
gabe der Kindesvertretung, diese Willensäusserungen mit dem 
Kind in alters- und entwicklungsgerechter Sprache kritisch 
zu reflektieren.79 Dies geschieht einerseits, indem dem Kind 
allfällige für das Kindeswohl hinderliche Folgen der Durchset-
zung des Kindeswillens aufgezeigt werden. Beispielsweise, dass 
eine Rückkehr aus der Institution nach Hause zur Folge hätte, 
dass das Kind in einer Wohnung ohne Kinderzimmer wohnen 
würde. Andererseits gehört zum Reflektieren des Kindeswil-
lens das Aufzeigen der Chancen eines Antrages im Sinne des 
Kindeswillens. Dabei könnte gemeinsam überlegt werden, 
welche Kriterien aus Sicht der KESB erfüllt sein müssten, damit 
dem Antrag entsprochen werden könnte. Das gemeinsame 
kritische Reflektieren des Kindeswillens mit dem Kind kann 
zu einer erhöhten Akzeptanz eines KESB-Entscheids und zu 
einer erhöhten Kooperation des Kindes im Verfahren führen.80 
Dabei gilt es jedoch zu beachten, dass das Kind nicht durch die 
Kindesvertretung beeinflusst wird. 

 
76 Blum et al. (2022), S. 95. Blum et al. machen in ihrer Publikation weitere 
wertvolle Hinweise zur Partizipation von Kindern mit Behinderungen in Kindes-
schutz- und anderen Gerichtsverfahren (ebd., S. 88–101). Ferner finden sich auch 
in der Broschüre «Die Kindesanhörung in zivilrechtlichen Verfahren. Leitfaden für 
Fachpersonen» (Unicef & Marie Meierhofer Institut für das Kind, 2023) hilfreiche 
Anregungen zum Beachten der nonverbalen Kommunikation und allgemein zur 
Gesprächsführung mit Kindern.
77 Blum et al. (ebd.), S. 97.
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78 Jenzer et al. (im Erscheinen). In dieser Studie wurden Kindesschutzfälle mit 
Jugendlichen analysiert. Die hier erläuterten Handlungen zur Unterstützung der 
Willensbildung fokussieren deshalb vorwiegend auf die Arbeit mit Jugendlichen 
und müssen in der Arbeit mit kleineren Kindern entsprechend angepasst werden.
79 Vgl. dazu auch Fassbind (2022), S. 175, und KOKES (2017), S. 228.
80 Jenzer et al. (im Erscheinen).
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Abbildung 3: Unterstützung bei der Willensbildung (eigene Darstellung)
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Empfehlungen für Beistandspersonen in Bezug auf Kindes-
wohl und Kindeswille
 

 – Der Hauptfokus der Beistandsperson liegt auf dem Kindes-
wohl. Der Kindeswille wird als Bestandteil des Kindeswohls 
berücksichtigt.  

 – Das Kindeswohl ist leitend für das Handeln der Beistandsper-
son. Dem Kind soll einerseits signalisiert werden, dass seine 
Bedürfnisse und Wünsche ernst genommen werden und sein 
Wille soweit möglich berücksichtigt wird. Andererseits muss 
dem Kind behutsam erklärt werden, dass die Beistandsper-
son aufgrund ihres Auftrags verpflichtet ist, bei schweren 
Kindeswohlgefährdungen evtl. entgegen dem Kindeswillen zu 
handeln. 
 

 – Dem Kindeswillen kommt bei älteren Kindern eine stärkere 
Bedeutung zu. Ein Handeln gegen deren Willen würde umso 
stärker deren Wohl einschränken (bei Urteilsfähigen kommt 
es einer Verletzung ihres Persönlichkeitsrechts gleich). 

 – Wenn es nicht möglich ist, den Kindeswillen direkt vom 
Kind zu erfahren (z. B. weil das Kind Gespräche mit der 
Beistandsperson verweigert), sollte sich die Beistandsperson 
überlegen, wie sie den Kindeswillen anderweitig in Erfahrung 
bringen kann (z. B. durch Gespräche mit Drittpersonen). 

 – Im Gegensatz zur Kindesvertretung ist die Beistandsperson 
nicht nur für die Dauer des Verfahrens mandatiert, sondern in 
der Regel für einen längeren Zeitraum. Deshalb ist es wichtig, 
dass sich die Beistandsperson stets gut überlegt, welche 
Auswirkungen das Handeln im Sinne des Kindeswillens auf 
die weitere Mandatsführung hätte.83 
  

 – Kriterien zur Gewichtung des Kindeswillens sind: Alter 
des Kindes, Urteilsfähigkeit des Kindes, Schweregerad der 
Kindeswohlgefährdung, Optionen und Angebote, die zur 
Auswahl stehen (hat es z. B. in der vom Kind gewünschten 
Institution einen freien Platz?). Weitere Kriterien sind die 
Frage, wie differenziert der Kindeswille in Erfahrung gebracht 
werden konnte. Auch zu beachten sind allfällige Folgen eines 
Entscheids der KESB im Sinne des Kindeswillens auf das 
Kindeswohl, auf die Arbeit mit den Eltern, auf die Beziehung 
zwischen dem Kind und dessen Eltern84 sowie auf die weitere 
Mandatsführung. 

3.3 Beistandsperson nach Art. 308 ZGB 
3.3.1 Auftrag und Rolle   
Die Beistandschaft ist die in der Schweiz am häufigsten errichtete 
Kindesschutzmassnahme und kann für unterschiedliche Gefähr-
dungssituationen und Schweregrade von Kindeswohlgefährdun-
gen die passende Massnahme sein.81 Die Aufgaben und Kompe-
tenzen der Beistandsperson sind immer im Einzelfall von der 
KESB zu definieren und können sehr unterschiedlich aussehen. 
Es werden drei Formen von Beistandschaften unterschieden, wel-
che je einzeln angeordnet oder miteinander kombiniert werden 
können (vgl. Kap. 3.3.2). Die Beistandsperson hat in allen drei 
Beistandschaftsformen den primären Auftrag, das Kindeswohl 
zu sichern und die Kindeswohlgefährdung abzuwenden. Weitere 
Ausführungen zur Rolle folgen im Kap. 3.4.

Rolle in Bezug auf Kindeswohl und Kindeswille
In den Kap. 1.3 und 3.2.1 wurde der Kindeswille als Bestandteil 
des Kindeswohls beschrieben und die Wichtigkeit der Partizi-
pation des Kindes im Kindesschutzverfahren hervorgehoben. 
Dementsprechend zentral ist es, dass auch die Beistandsper-
sonen in der Mandatsführung den Kindeswillen in Erfahrung 
bringen und diesen als Bestandteil des Kindeswohls berück-
sichtigen. Idealerweise eruieren Beistandspersonen (wie auch 
Kindesvertreter*innen) Willensäusserungen wiederholt und in 
verschiedenen Lebenskontexten. Wie stark der Kindeswille im 
Handeln der Beistandsperson gewichtet wird, hängt von ver-
schiedenen Faktoren ab, wie beispielsweise vom Schweregrad der 
Kindeswohlgefährdung, dem Alter des Kindes sowie von vorhan-
denen Risiko- und Schutzfaktoren.82

81 Ausführlichere Beschreibungen zur Beistandschaft nach Art. 308 ZGB finden 
sich in Rosch und Hauri (2022), S. 480ff, KOKES (2017), S. 45ff, oder auch Zin-
garo (2022), S. 114ff.
82 In der Studie von Jenzer et al. (im Erscheinen) konnten verschiedene Faktoren 
aufgezeigt werden, welche einen Einfluss auf die Berücksichtigung des Kin-
deswillens von Beistandspersonen im Rahmen der Mandatsführung haben. Die 
nachfolgenden Handlungsempfehlungen basieren auf diesen Studienergebnissen. 
Eine Übersicht über Risiko- und Schutzfaktoren siehe u.a. Hauri & Jenzer (2022), 
Hauri et al. (2021); Hauri & Zingaro (2020).

83 Wünscht sich beispielsweise ein Kind entgegen der Empfehlung der Beistands-
person eine Platzierung in einer Pflegefamilie anstelle einer Institution, sollte 
die Beistandsperson sorgfältig abwägen, was die Konsequenzen des Scheiterns 
einer Platzierung in der Pflegefamilie und dessen Auswirkungen auf die Mandats-
führung wären (z. B. dass innert kurzer Zeit ein Platz in einer Institution gesucht 
werden muss und dass das Kind ein Scheitern erlebt).
84 Wenn ein Kind beispielsweise entgegen dem Willen der Eltern eine Platzie-
rung in einer Institution wünscht, wird das Kind vielleicht durch die ausserfami-
liäre Platzierung in einen Loyalitätskonflikt gebracht.
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Aufgabenbereiche Beschreibung

Erziehungsbeistandschaft mit 
Rat und Tat (Art. 308 Abs. 1 
ZGB)

 – Die Beistandsperson hat beratende Aufgaben.
 – Die Beistandsperson unterstützt – je nach Formulierung des Mandats – die Eltern und das Kind 
aktiv und befähigt diese im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe.85

Beistandschaft mit besonde
ren Befugnissen (Art. 308 
Abs. 2 ZGB)

 – Die KESB erteilt der Beistandsperson spezifische Aufgaben und Kompetenzen, welche über die rei-
ne Beratungs- und Unterstützungsfunktion hinausgehen. Dazu gehört beispielsweise die «Überwa-
chung des persönlichen Verkehrs» (im Rahmen der so genannten «Besuchsrechtsbeistandschaft»).

 – Der Beistandsperson werden punktuelle Vertretungsrechte übertragen (z. B. bei der Festlegung der 
Vaterschaft, der Wahrung des Unterhaltsanspruchs des Kindes), wobei die elterlichen Rechte nicht 
eingeschränkt werden. 

Beistandschaft mit Beschrän
kung der elterlichen Sorge 
(Art. 308 Abs. 3 ZGB)

 – Die KESB schränkt die elterliche Vertretungskompetenz zu Gunsten der Beistandsperson in einem 
spezifischen Bereich ein. 

 – Diese Massnahme wird ergänzend zur Beistandschaft mit besonderen Befugnissen (Art. 308 Abs. 2 
ZGB) angeordnet, wenn die Eltern Handlungen der Beistandsperson «durchkreuzen» oder wenn sie 
Entscheide treffen, welche den Interessen des Kindes zuwiderlaufen. Dies hat zur Folge, dass die 
Beistandsperson die alleinige Vertretungskompetenz in diesem spezifischen Bereich hat.86

Aufgaben der Beistandsperson 
im laufenden Verfahren  

 – Besteht bei einem Kindesschutzverfahren bereits eine Beistandschaft, kann die KESB die Aufgaben 
der Beistandsperson während des Verfahrens sistieren oder (vorsorglich) anpassen. In jedem Fall 
sollte bei der Eröffnung eines Verfahrens während einer laufenden Beistandschaft geklärt werden, 
ob die Beistandsperson bis zum Entscheid der KESB ihre Aufgaben wie bisher wahrnehmen soll.87 

 – Wird während einer Beistandschaft ein neues Kindesschutzverfahren eröffnet, ist es sinnvoll, wenn 
sich nebst der KESB auch die Beistandsperson die Frage stellt, ob der Einsatz einer Kindesvertre-
tung nach 314abis ZGB angezeigt ist. Erachtet sie diese als notwendig oder sinnvoll, soll sie bei der 
KESB eine solche beantragen.

3.3.2 Aufgaben der Beistandsperson im Rahmen der verschie-
denen Beistandschaften
In der nachfolgenden Tabelle werden die verschiedenen Formen 
von Beistandschaften mit den jeweiligen Aufgaben der Beistands-
person kurz dargestellt: 

85 Vgl. KOKES (2017), S. 47.
86 Zingaro (2022), S. 117.
87 KOKES (2017), S. 84.

3.3.3 Arbeit mit dem Kind
Wie im Kap. 3.3.1 ausgeführt, bildet die Arbeit mit dem Kind 
einen wichtigen Bestandteil der Aufgaben einer Beistandsperson. 
Dazu gehört einerseits, allgemeine Aspekte zum Wohlbefinden 
des Kindes zu berücksichtigen und andererseits den Kindeswillen 
in Erfahrung zu bringen. Erstgenannte dienen insbesondere bei 
hochstrittiger Elternschaft als Ausgangspunkt für die Arbeit mit 
den Eltern. Im Gegensatz zur Kindesvertretung hat die Beistands-
person in der Regel mangels zeitlicher Ressourcen nicht die 
Möglichkeit, das Kind während mehreren Gesprächen bei der 
Willensbildung zu begleiten. Die im Kap. 2.4 aufgeführten allge-
meinen Hinweise zur Gesprächsführung der Kindesvertretung 
mit dem Kind sowie die Handlungen zur Unterstützung bei der 
Willensbildung können jedoch auch die Beistandsperson darin 
unterstützen, den Kindeswillen in Erfahrung zu bringen und dem 
Kind zu helfen, diesen zu formulieren.
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88 Jenzer et al. (im Erscheinen).

3.4 Vergleich Rolle und Aufgaben der Beistandsperson 
und der Kindesvertretung  
Die Ausführungen der Kap. 3.2 und 3.3 zu den Aufträgen, Rollen 
und Aufgaben der Kindesvertretung und Beistandsperson zeigen 
auf, dass es zwischen diesen beiden Mandaten klare Unterschiede 
in Bezug auf ihren Auftrag gibt. Die Forschung88 und Praxis zeigen 
jedoch auch, dass es bei einzelnen Aufgaben und Tätigkeiten der 
Kindesvertretung und der Beistandsperson zu Überschneidungen 
der Handlungen und parallelen Interventionen kommen kann. 
Diese Überschneidungen können mitunter ein Grund für eine 
erschwerte Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Fachperso-
nen sein. Diese Überschneidungen und Abgrenzungen zu kennen, 
kann eine gute Zusammenarbeit der in das Verfahren involvierten 
Akteur*innen fördern (vgl. Kap. 4.2). Aus diesem Grund werden 
diese nachfolgend näher beleuchtet. 

In den nachfolgenden zwei Tabellen89 werden die Unterschiede 
zwischen der Beistandsperson und der Kindesvertretung darge-
stellt sowie die Überschneidungen von Handlungen erläutert: 
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89 Diese Tabelle wurde im Rahmen der Studie erstellt unter Beizug von Blum 
et al. (2022). 
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Aspekte Kindesvertreter*in Beistandsperson

Rolle Der Fokus liegt auf dem Kindeswillen unter 
Berücksichtigung des Kindeswohls 

 

Abbildung 4: Fokus Kindesvertreter*in (eigene Darstel-
lung)

Es handelt sich um eine von der KESB unabhän-
gige Rolle (nicht weisungsgebunden).

Der Fokus liegt auf dem Kindeswohl unter Be-
rücksichtigung des Kindeswillens
  

 

Abbildung 5: Fokus Beistandsperson (eigene Darstel-
lung)

Es handelt sich um eine von der KESB abhängige 
Rolle (weisungsgebunden).

Dauer Der Einsatz beschränkt sich auf die Dauer des 
Verfahrens.

Die Beistandsperson ist i.d.R. über längere Zeit 
und über das Verfahren hinaus eingesetzt. 

Stellung im Verfahren Die Kindesvertretung ist im Verfahren vor der 
KESB verfahrensrechtlich den anderen Parteien 
gleichgestellt.

Die Beistandsperson ist in der Regel keine 
verfahrensbeteiligte Person. Ausnahmen sind 
möglich, z. B. wenn die Beistandsperson vom 
Verfahren unmittelbar berührt ist (beispielswei-
se bei einer Beschwerde nach Art. 419 ZGB).

Allgemeiner Auftrag und 
Aufgaben  

Der Auftrag ergibt sich aus Art. 314abis ZGB: 
Umfassende Wahrung der Interessen des Kindes, 
dessen Vertretung im Kindesschutzverfahren 
und die Gewährleistung seiner Partizipation im 
Verfahren. 

Der Auftrag und die Aufgaben sind befristet und 
betreffen ausschliesslich das Verfahren. 

Der Auftrag ergibt sich aus Art. 308 ZGB: Von der 
KESB im Entscheid formulierte, konkrete Aufträ-
ge und Aufgaben. Hauptauftrag ist die Sicher-
stellung des Kindeswohls unter Berücksichtigung 
verschiedener kindeswohlrelevanter Aspekte. 

Der Auftrag ist breiter und zeitlich länger 
angelegt, Aufgaben betreffen nicht primär das 
Verfahren, sondern allgemeine oder spezifische 
Aspekte der Entwicklung des Kindes. 

Pflichten Die Kindesvertretung hat keine Rechenschafts-
pflicht.

Die Beistandsperson muss periodisch Rechen-
schaft über ihre Tätigkeit ablegen (Art. 411 ZGB).

Haupttätigkeit und Schwer
punkte in der Klient*innen
Arbeit 

Die Arbeit mit dem Kind steht im Zentrum der 
Tätigkeiten, dementsprechend wichtig ist eine 
gute Vertrauensbeziehung zum Kind.

Die Haupttätigkeiten umfassen die Beratung 
der Eltern, Koordination und Überwachung 
der installierten Hilfen und des Helfersys-
tems (Case Manager*in). Schwerpunkt der 
Klient*innenarbeit bildet die Arbeit mit dem 
ganzen Familiensystem und dabei insbesondere 
die Arbeit mit den Sorgeberechtigten. 

Beistandspersonen streben eine gute Arbeitsbe-
ziehung mit den Eltern und dem Kind an.

Vorkenntnisse zum Fall Die Handlungen der Kindesvertretung sind kaum 
beeinflusst durch Vorkenntnisse über und eigene 
Erfahrungen mit dem Fall. Dadurch bringen sie 
eine «Aussensicht» in das Verfahren ein.

Die Handlungen der Beistandsperson basieren 
auf Vorkenntnissen über und Erfahrungen mit 
dem Fall. Darauf stützen sie ihre Prognose für 
das Kindeswohl und die weitere Mandatsführung.

Unterschiede zwischen der Beistandsperson und der Kindesvertretung
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Aufgabenbereiche Beschreibung

Gespräche mit dem Kind Zur Erfüllung ihres jeweiligen Auftrags führen Kindesvertreter*innen sowie auch Beistandspersonen 
aus ähnlichen Gründen Gespräche mit dem Kind. Das Eruieren des Kindeswillens und die Unterstüt-
zung bei der Willensbildung gehört zwar zu den zentralen Aufgaben der Kindesvertretung (vgl. Kap. 
3.2.2 und 3.2.3), jedoch sollen auch Beistandspersonen den Kindeswillen in Erfahrung bringen (vgl. 
Kap. 3.3.1). Zu weiteren Überschneidungen kann es beispielsweise bei der Kommunikation mit dem 
Kind kommen (z. B. das Kind über den Inhalt eines Gutachtens informieren).

Gespräche mit Dritten Nicht selten führen Beistandspersonen sowie Kindesvertreter*innen mit den gleichen Drittpersonen 
Gespräche, um Informationen zum Kind sowie zu allfälligen Perspektiven in Erfahrung zu bringen. 

Spezifische Handlungen Es gibt spezifische Handlungen, die grundsätzlich in den Aufgabenbereich der Beistandschaft 
gehören, in begründeten Ausnahmefällen jedoch von Kindesvertreter*innen ausgeführt werden (zur 
Finanzierung vgl. Kap. 4.2). Dazu gehören: 

 – Die Teilnahme an Standortgesprächen: In bestimmten Fallkonstellationen (beispielsweise in 
einem Verfahren, bei dem es um die Um- oder Rückplatzierung eines Kindes geht), kann es vor-
kommen, dass Beistandspersonen sowie Kindesvertreter*innen an Standortgesprächen teilnehmen 
(vgl. Kap. 4.2).  

 – Die Suche einer geeigneten Institution für das Kind und die Besichtigung dieser mit dem Kind: 
Grundsätzlich gehört die Suche einer geeigneten Institution für das Kind zu den klassischen Aufga-
ben einer Beistandschaft mit besonderen Befugnissen nach Art. 308 Abs. 2 ZGB. Zur Erfüllung die-
ser Aufgabe gehört ferner, Institutionen gemeinsam mit dem Kind (und in der Regel auch mit den 
Eltern) zu besichtigen. Da eine Institutionsbesichtigung mit dem Kind und die Reflexion über diese 
Besichtigung zur Willensbildung beitragen (vgl. Kap. 3.2.3), wird diese Aufgabe in Ausnahmefällen 
auch durch die Kindesvertretung ausgeführt. Auch in anderen Situationen kann es (ausnahmswei-
se) sinnvoll sein, dass die Kindesvertretung diese Aufgabe übernimmt. Beispielsweise dann, wenn 
die Arbeitsbeziehung zwischen der Beistandsperson und dem Kind belastet ist. 

Überschneidungen von Handlungen der Beistandsperson und der Kindesvertretung

3.5 Weitere professionelle Akteur*innen 
3.5.1 Abklärende
Bei Kenntnis einer (möglichen) Kindeswohlgefährdung ist die 
KESB verpflichtet, die zur Einschätzung des Kindeswohls erfor-
derlichen Abklärungen vorzunehmen (vgl. Kap. 3.1.1). Sie kann 
hierfür eine geeignete Person oder Stelle beauftragen (Art. 446 
Abs. 2 ZGB). Die Ausgestaltung des Abklärungsverfahrens und die 
Verfahrensorganisation ist je nach Kanton sehr unterschiedlich 
geregelt. Unabhängig von der Organisationsform erhält die mit 
der Abklärung beauftragte Person (der/die Abklärende) von der 
KESB den Auftrag, eine (in der Regel umfassende) Abklärung des 
Kindeswohls vorzunehmen.

Zur Erfüllung ihres Auftrags werden systematisch, möglichst 
objektiv und aus unterschiedlichen Perspektiven Informationen 
zum Kind sowie zum gesamten Familiensystem eingeholt. Ein 
Schwerpunkt liegt dabei auf dem Erfassen von Anhaltspunkten 
für eine Kindeswohlgefährdung, Risiko- und Schutzfaktoren90 
sowie auf der Einschätzung der Erziehungsfähigkeit der Eltern. 
Hierfür werden Gespräche mit dem Kind, seinen Eltern und 
Drittpersonen (z. B. Lehrpersonen, Bezugs- und Betreuungsperso-
nen aus Kindertagesstätten oder Tagesschulen, Kinderärzt*innen, 
Psycholog*innen oder Heilpädagog*innen) geführt.91 Gespräche 
mit dem Kind verfolgen das Ziel, sein Wohlbefinden, seine Sicht-
weise und seinen Willen in Erfahrung zu bringen. Im Gegensatz 
zur Kindesvertretung hat die abklärende Person in der Regel 
mangels zeitlicher Ressourcen nicht die Möglichkeit, das Kind 

in einem intensiven Prozess bei der Willensbildung zu beglei-
ten. Die im Kap. 3.2.3 aufgeführten allgemeinen Hinweise zur 
Gesprächsführung der Kindesvertretung mit dem Kind sowie die 
Handlungen zur Unterstützung bei der Willensbildung können 
jedoch auch Abklärende darin unterstützen, den Kindeswillen in 
Erfahrung zu bringen und dem Kind zu helfen, diesen zu formu-
lieren. 

Nach der oft umfassenden Situationserfassung erfolgt eine 
Gesamteinschätzung der Situation hinsichtlich der Frage, ob eine 
Kindeswohlgefährdung vorliegt und wenn ja, worin sich diese äu-
ssert. Dazu gehört auch das Erstellen einer Prognose. Der Haupt-
fokus der abklärenden Person liegt bei der Gesamteinschätzung 
auf dem Kindeswohl. Der Kindeswille wird dabei als Bestandteil 
des Kindeswohls betrachtet und in dieser Einschätzung entspre-
chend berücksichtigt (vgl. Kap. 1.3). 

Soweit möglich werden bereits während der Abklärung Hilfe-
stellungen im Rahmen des einvernehmlichen Kindesschutzes 
angeboten, organisiert und evaluiert. Der Auftrag von Abklären-
den endet mit einem umfassenden Abklärungsbericht zu Handen 
der KESB mit einer ausführlichen Darstellung des Abklärungspro-
zesses, der Gesamteinschätzung (inkl. Aussagen zum Kindeswohl 
und zum Kindeswillen) sowie einer Empfehlung zur Errichtung 
von zivilrechtlichen Kindesschutzmassnahmen oder – wenn 
solche nicht angezeigt sind – zum Abschluss des Verfahrens ohne 
behördliche Massnahmen. 

90 Hauri und Zingaro (2020); Hauri et. al. (2021). 
91 Vgl. dazu auch KOKES (2017), S. 88ff.; Hauri et al. (2021), S. 2ff.

3 
 A

uft
ra

g 
un

d 
Ro

lle
 v

on
 K

ES
B 

un
d 

Fa
ch

pe
rs

on
en

 im
 K

in
de

ss
ch

ut
zv

er
fa

hr
en

 m
it 

Ki
nd

es
ve

rt
re

tu
ng



25

Aufgabe von Abklärenden in Bezug auf die Kindesvertretung und 
Überschneidungen von Aufgaben
Abklärende sollten sensibilisiert sein hinsichtlich der Frage, ob 
der Einsatz einer Kindesvertretung nach Art. 314abis ZGB ange-
zeigt und sinnvoll ist. Dabei können die Indikatoren zur Einset-
zung der Kindesvertretung im Kap. 2.3 zu Hilfe gezogen werden. 
Erachten Abklärende eine Kindesvertretung als sinnvoll oder gar 
notwendig, ist der KESB deren Einsetzung zu empfehlen. 

In vielen Kindesschutzverfahren, bei denen eine Kindesvertre-
tung eingesetzt wird, ist bereits vorgängig eine Abklärung im Auf-
trag der KESB erfolgt. Oftmals liegt diese (erstmalige) Abklärung 
längere Zeit zurück und es wurde bereits eine Beistandschaft 
errichtet. Manchmal wird jedoch in einer laufenden Abklärung 
eine Kindesvertretung eingesetzt. Hierbei kann es, wie bei einer 
laufenden Beistandschaft während eines Kindesschutzverfahrens 
(vgl. Kap. 3.4), zu parallelen Interventionen kommen. Dazu gehö-
ren beispielsweise Gespräche mit dem Kind, um den Kindeswillen 
in Erfahrung zu bringen oder Gespräche mit Drittpersonen, um 
Informationen zum Kind und zum Familiensystem in Erfah-
rung zu bringen. Damit diese gleichzeitigen Abklärungen nicht 
dysfunktional sind und insbesondere keine Verwirrung stiften bei 
den anderen Akteur*innen im Verfahren, sind gute Absprachen 
und eine sorgfältige Rollenklärung nötig (vgl. Kap. 4.4.1). 

3.5.2 Gutachtende
Die KESB hat im Kindesschutzverfahren die Möglichkeit, ein Gut-
achten durch Sachverständige anzuordnen (Art. 446 Abs. 2 ZGB), 
wenn sie selbst oder die mit der Abklärung beauftragte Person 
oder Stelle nicht über das erforderliche spezifische Fachwissen 
verfügt, eine bestimmte Fragestellung zu beantworten.92 Häufig 
werden Gutachten in Ergänzung zu einer sozialarbeiterischen Ab-
klärung in Auftrag gegeben zur Beantwortung einer bestimmten 
kinder- oder familienpsychologischen oder kinder- oder erwach-
senenpsychiatrischen, manchmal auch forensischen oder medizi-
nischen Fragestellung. Gutachten werden in Kindesschutzverfah-
ren in den meisten Fällen durch Entwicklungspsycholog*innen 
mit spezifischen Kompetenzen in psychologischer Diagnostik 
oder durch Psychiater*innen mit entsprechendem professionel-
lem Hintergrund erstellt.93

Gutachter*innen erhalten von der KESB in der Regel einen 
spezifischen Auftrag mit konkreten Fragestellungen. Zu deren 
Beantwortung arbeiten sie unter anderem die vorhandenen Akten 
auf, führen Gespräche mit den Betroffenen (Kindern und Eltern), 
machen verschiedene Beobachtungen (zum kindlichen Verhal-
ten, zu Interaktionen, zur Wohnsituation etc.), führen Tests durch 
und tragen verschiedene fachliche Einschätzungen von invol-
vierten Fachpersonen zusammen.94 Bei interventionsorientierten 
Gutachten unterstützen Gutachtende die Betroffenen bei der 
Erarbeitung von Lösungsvarianten und begleiten und überprüfen 
diese je nach Situation. Sie nehmen dabei eine beraterische, ver-
mittelnde Rolle ein und vertreten das Kindesinteresse gegenüber 
den Eltern. Wenn (z. B. bei Elternkonflikten) strittige Punkte nicht 
geklärt werden können, machen sie eine diagnostisch gestützte 
Empfehlung an die KESB.95

Gutachtende sowie auch Kindesvertreter*innen arbeiten, je nach 
Situation, intensiv mit dem vom Verfahren betroffenen Kind 
zusammen. Absprachen zwischen den beiden Fachpersonen sind 
deshalb sinnvoll. Ferner können Kindesvertreter*innen für Gut-
achtende – unter Wahrung der Schweigepflicht und Vertrauens-
beziehung zum Kind – wichtige Auskunftspersonen darstellen.

3.5.3 Parteianwält*innen
Oftmals sind in Kindesschutzverfahren (insbesondere bei Verfah-
ren bezüglich der Zuteilung der elterlichen Sorge) mit eingesetz-
ter Kindesvertretung auch Parteianwält*innen von Eltern invol-
viert. Diese werden von den Eltern (i.d.R. von einem Elternteil) 
selbst mandatiert. Parteianwält*innen vertreten dabei immer die 
Interessen der Eltern oder eines Elternteils und nehmen (je nach 
deren/dessen Wunsch) verschiedene Aufgaben wahr. Dazu gehö-
ren die Rechtsberatung und Begleitung der Eltern während des 
Verfahrens (z. B. Begleitung bei Anhörungen) sowie ihre rechtli-
che Vertretung im Verfahren. Die rechtliche Vertretung beinhaltet 
unter anderem die Kommunikation mit der KESB, das Verfassen 
von Anträgen oder das Ergreifen eines Rechtsmittels. Idealerwei-
se setzen sich Parteianwält*innen für einvernehmliche Lösungen 
zu Gunsten des Kindeswohls ein und haben trotz ihres Auftrags 
der Interessenvertretung der Eltern das Kindeswohl im Blick. 

3.5.4 Fachpersonen, die Dienstleistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe erbringen
In vielen Kindesschutzverfahren mit eingesetzter Kindesver-
tretung sind Fachpersonen involviert, die Dienstleistungen der 
ambulanten oder stationären Kinder- und Jugendhilfe erbringen 
und dementsprechend wichtige Akteur*innen darstellen. Dazu 
gehören beispielsweise Fachpersonen der sozialpädagogischen 
Familienbegleitung (SPF), Psycholog*innen, Psychiater*innen 
sowie Fachpersonen stationärer Einrichtungen, in denen sich das 
im Verfahren betroffene Kind aufhält. Die Aufträge und Rollen 
dieser Fachpersonen sind sehr unterschiedlich. Bei Fachperso-
nen, die Dienstleistungen der ambulanten Jugendhilfe erbringen, 
werden die jeweiligen Aufträge durch die KESB, Beistandsper-
sonen oder, je nach Situation, auch von den Eltern erteilt und 
beinhalten die Beratung, (sozialpädagogische) Begleitung oder 
Therapie in Bezug auf spezifische Themen. Bezugspersonen 
stationärer Einrichtungen (i.d.R. Sozialpädagog*innen) begleiten 
das Kind während ihres Aufenthalts in der Institution durch den 
Alltag und nehmen dabei Erziehungsaufgaben wahr. 

92 KOKES (2017), S. 233.
93 Blum et al. (2022), S. 169.
94 Blum et al. (2022), S. 169.
95 Jenzer et al. (2018), S. 430.
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4  Zusammenarbeit der Fachpersonen im Verfahren der KESB

4.1 Allgemeine Empfehlungen 
Allgemein können im Kindesschutzverfahren folgende Empfeh-
lun gen für eine kindfokussierte Zusammenarbeit formuliert 
werden:96

Allgemeine Empfehlungen für eine kindfokussierte Zusammenarbeit der Fachpersonen im Kindesschutzverfahren 
 

 – Die Kenntnis der jeweiligen Rollen, Aufgaben, Arbeitsweisen und Kontextbedingungen der in das Verfahren involvierten  
Fachpersonen97   

 – Gute Rollen- und Aufgabenklärung zwischen den involvierten Fachpersonen, insbesondere zu Beginn des Verfahrens 

 – Falls bei der Eröffnung eines Kindesschutzverfahrens bereits Kindesschutzmassnahmen sowie ein Helfersystem installiert 
sind: Klärung der Rollen bereits involvierter Fachpersonen (z. B. Beistandsperson, sozialpädagogische Familienbegleitung, 
Therapeut*in) durch die KESB98 

 
 – Zusammenarbeit auf Augenhöhe: Gegenseitige Wertschätzung und Anerkennung der Rolle und der Kompetenzen des Gegenübers 

 – Gegenseitige Klärung der Erwartungen 
 

 – Gemeinsame Absprachen zum weiteren Vorgehen (z. B. Absprache darüber, wer das Kind über einen Entscheid der KESB informiert) 

 – Gegenseitige Transparenz: offene Kommunikation und Ansprechen von Ungereimtheiten 

 – Gegenseitige Information bei ausserordentlichen Ereignissen 

 – Beim Informationsaustausch zwischen Fachpersonen im Kindesschutzverfahren stets die Schweigepflicht und die Vertrauens-
beziehung zum Kind berücksichtigen 

 – Stetige kritische Reflexion der eigenen Rolle und des eigenen Handelns 

 – Anerkennen, dass jede Fachperson in ihrer spezifischen Rolle eine eigene Sichtweise und Einschätzung des Falls hat und diese 
nicht identisch sein muss mit der Einschätzung der anderen 
 

 – Anerkennung der Monitoringfunktion der Kindesvertretung (vgl. Kap. 3.2) 

 – Wille und Bemühungen aller involvierter Akteur*innen, gemeinsam für die Wahrung des Kindeswohls an einem Strang zu ziehen

96 Die nachfolgenden Ausführungen sind Ergebnisse der diesem Leitfaden zu-
grundeliegenden Studie (Jenzer et al., im Druck) oder leiten sich aus diesen ab. 
97 Vgl. dazu auch die Ausführungen aus Jenzer (2022) zu den Empfehlungen des 
Kooperationshandelns zwischen der KESB, dem Sozialdienst und der Volksschule. 
98 Vgl. dazu auch KOKES (2017), S. 84f.
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Anlässe zur Zusammenarbeit
 
Ein Austausch und eine Zusammenarbeit zwischen Kindesver treter*innen und Beistandspersonen ist in den nachfolgend erläuterten 
Situationen empfehlenswert.99 Dabei gilt es immer, die Schweigepflicht und das Vertrauensverhältnis zum Kind zu respektieren. 

 – Überblick über den Fall: Zu Beginn der Mandatsaufnahme stellt die Beistandsperson für die Kindesvertretung eine wichtige  
Informationsquelle dar.  
 

 – Vorbereitung der Kontaktaufnahme und des Erstgesprächs mit dem Kind: Für die Kindesvertretung ist es hilfreich, über spezifi-
sche Bedürfnisse, allfällige Krankheiten oder Beeinträchtigungen des Kindes (z. B. eine Autismusspektrumsstörung) informiert zu 
sein.  

 – Gegenseitige Information über wichtige Ereignisse: Während des Verfahrens ist es wichtig, dass sich Beistandspersonen und 
Kindesvertreter*innen gegenseitig über wichtige Ereignisse (z. B. Kurvengänge von Jugendlichen) oder über Belange informieren, 
welche für die Erfüllung des jeweiligen Auftrags relevant sind (z. B. Information an die Kindesvertretung über Termin eines Stand-
ortgesprächs, Information an die Beistandsperson über Anliegen von Jugendlichen in Bezug auf die Institutionssuche). 

 – Absprachen zum Vorgehen: Je nach Fallkonstellation und Situation sind Absprachen bezüglich des Vorgehens angezeigt (z. B. 
darüber, wer das Kind über den Inhalt eines Gutachtens informiert). Ebenso ist ein Austausch darüber sinnvoll, ob die Beistands-
person die Arbeit mit dem Kind während des Verfahrens zurückstellen könnte. Dies kann beispielsweise dann angebracht sein, 
wenn die Beistandsperson vor der Eröffnung des Verfahrens bereits intensiv mit dem Kind und den Eltern gearbeitet hat und sie 
den Antrag auf eine weiterführende Massnahme wie beispielsweise eine ausserfamiliäre Platzierung gestellt hat.  
 

 – Austausch über die fachliche Einschätzung: Zur Förderung des gegenseitigen Verständnisses für das Handeln und die Sicht-
weisen des Gegenübers kann es gewinnbringend sein, sich über die jeweiligen fachlichen Einschätzungen auszutauschen. 
 

 – Information über geplante Anträge oder Eingaben: Die Kindesvertretung kann beispielsweise mit dem Kind darüber sprechen, 
ob ein von der Beistandsperson geplanter Antrag mit dem Kindeswillen übereinstimmt oder divergiert. Umgekehrt kann bei Anträ-
gen der Kindesvertreterin/des Kindesvertreters, welche die beistandschaftlichen Aufgaben betreffen, eine vorgängige Absprache 
mit der Beistandsperson erfolgen, um deren Umsetzbarkeit zu klären. 

 – Aufzeigen eines Handlungsbedarfs: Eine Kontaktaufnahme der Kindesvertreter*innen mit Beistandspersonen kann beispiels-
weise erfolgen, um die Beistandsperson auf einen Handlungsbedarf aufmerksam zu machen. Eine vorherige Information über die 
Monitoringfunktion der Kindesvertretung ermöglicht es der Beistandsperson, das unangenehme Gefühl, kontrolliert zu werden, zu 
ersparen und kann im besten Fall beide Seiten entlasten.

4.2 Beistandsperson und Kindesvertretung 
Beistandspersonen stellen für Kindesvertreter*innen oftmals eine 
wichtige Kooperationsperson dar. Überschneidungen von Aufga-
ben und Handlungen der Beistandsperson und der Kindesvertre-
tung, unterschiedliche Schwerpunkte und fehlende Absprachen, 
mangelnder Einbezug des Fach- und Erfahrungswissens des 
anderen sowie fehlende Wertschätzung des Gegenübers können 
jedoch zu Ungereimtheiten zwischen den beiden Fachpersonen 
führen (vgl. Kap. 3.4). Aus diesem Grund ist insbesondere zwi-
schen diesen beiden Fachpersonen eine geklärte, kindfokussierte 
Zusammenarbeit zentral.

99 Jenzer et al. (im Erscheinen).
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4.3 Kindesvertretung und KESB 
Kindesvertreter*innen stehen während des Kindesschutzver-
fahrens oftmals in mehrmaligem Kontakt zur KESB. In der Regel 
wird jedoch keine enge Zusammenarbeit angestrebt, weil diese 
einerseits die unabhängige Rolle der Kindesvertretung und ande-
rerseits die Akzeptanz der Kindesvertretung durch das Kind sowie 
das Vertrauensverhältnis gefährden könnte.100 Generell ist der 
Austausch zwischen einer Parteivertretung und der anordnenden 
Behörde sehr sensibel. Im Weiteren sind Kindesvertreter*innen 
beruflich oft als Rechtsanwält*innen oder zuweilen als 
Psycholog*innen tätig. Als solche unterstehen sie hinsichtlich 

100 Die Akzeptanz der Kindesvertretung könnte beispielsweise bei einer/einem 
Jugendlichen dann sinken, wenn er/sie den Eindruck erhält, dass die KESB und 
der/die Kindesvertreter*in «gemeinsam unter einer Decke stecken». Jenzer et al. 
(im Erscheinen).

Anlässe zur Kontaktaufnahme
 
Eine Kontaktaufnahme zwischen Kindesvertreter*innen und der KESB kann in folgenden Situationen empfehlenswert sein: 
 

 – Auftragsklärung: vor oder spätestens nach dem Einsetzen der Kindesvertretung 

 – Vorkommnisse: Information über wichtige und ausserordentliche Ereignisse während des Verfahrens z. B. über Kurvengänge von 
Jugendlichen oder über die gleichzeitige Eröffnung eines Verfahrens bei der Jugendanwaltschaft 

 – Absprache zwecks Unterbruch der Arbeit der Kindesvertretung während des Gutachtensprozesses: Wird gleichzeitig zur 
Kindesvertretung ein Gutachten in Auftrag gegeben, ist es manchmal nicht zielführend, wenn die Kindesvertretung mit dem Kind 
parallel zum Gutachtensprozess Lösungsmöglichkeiten erarbeitet. Deshalb sollte sich in diesem Fall die KEB und die Kindesver-
tretung darüber absprechen, ob die Kindesvertretung ihre Arbeit mit dem Kind während des Gutachtens prozesses unterbricht. 

 – Organisation eines runden Tisches: Je nach Kindesschutzfall kann es sinnvoll sein, dass die KESB (z. B. auf Anregung der  
Kindesvertretung) einen runden Tisch mit weiteren Fachpersonen (z. B. mit Beistandsperson, Bezugsperson der Institution oder 
sozialpädagogischer Familienbegleitung SPF), den Eltern und (je nach Alter) dem Kind einberuft, um beispielsweise gemeinsam 
Lösungen zu entwickeln oder einander verschiedene Alternativen vorzustellen. 

 – Erfragen der Einschätzung und Überlegungen der KESB, um sich einen Überblick über den Fall zu verschaffen und um sodann 
die Sichtweise und Haltung der KESB mit dem Kind zu thematisieren. 

 – Handlungsbedarf aufzeigen: Aufgrund der Monitoringfunktion der Kindesvertretung (vgl. Kap. 3.2) setzt sich der/die Kindes-
vertreter*in manchmal auch mit der KESB in Verbindung, um diese auf Handlungsbedarf aufmerksam zu machen (z. B., dass die 
Partizipation des Kindes im Verfahren nicht ausreichend gewährleistet ist), und um sie zum Aktiv-Werden oder zu spezifischen 
Handlungen aufzufordern (z. B. einem Kind einen KESB-Entscheid zukommen zu lassen). Auch das Gegenteil kann der Fall sein: 
Die Kindesvertretung zeigt der KESB auf, dass es zur Wahrung der Kindesinteressen sinnvoll ist, das Verfahren zu entschleunigen. 

 – Auftragserteilung an die Kindesvertretung: Manchmal sucht die KESB den Kontakt zur Kindesvertretung, um ihr einen spezifi-
schen Auftrag zu erteilen (z. B. mit dem Kind einen Entscheid zu besprechen) oder um Fragen zu Anträgen der Kindesvertretung zu 
klären. 
 

 – Vorinformation: Eine Vorinformation durch die Kindesvertretung über eine geplante Beschwerde gegen einen KESB-Entscheid 
oder über einen geplanten Antrag kann sinnvoll sein. 

 – Klärung der Finanzierung: Plant der/die Kindesvertreter*in Handlungen, die nicht in ihren klassischen Aufgabenbereich gehören 
(z. B. Institutionsbesichtigung mit dem Kind), ist es empfehlenswert, die Finanzierung dieses Aufwands vorgängig mit der KESB zu 
klären. 

persönlicher Informationen, die ihnen im Rahmen ihres Auftrags 
anvertraut worden sind oder die sie in dessen Ausübung wahrge-
nommen haben, dem strafrechtlich geschützten Berufsgeheimnis 
(Art. 321 StGB). Dies gilt es auch hinsichtlich der Meldung einer 
(allenfalls neu eingetretenen) Gefährdungssituation zu beachten. 
Wenn die Kindesvertretung als amtliche Tätigkeit verstanden 
wird (da sie behördlich eingesetzt ist), so unterliegt sie grundsätz-
lich der Meldepflicht nach Art. 314d Abs. 1 Ziff. 2 ZGB.101 Sofern 
die Kindesvertretung allerdings dem strafrechtlichen Berufs-
geheimnis untersteht, hat sie keine Meldepflicht, sondern ein 
Melderecht nach Art. 314c Abs. 2 ZGB.
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101 Vgl. Affolter-Fringeli & Vogel (2016), S. 724, mit weiteren Ausführungen zum 
Umgang mit dem Dilemma zwischen dem zwingend erforderlichen Vertrauens-
verhältnis zum Kind und der Offenbarungspflicht von Gefährdungstatbeständen.
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4.4 Zusammenarbeit zwischen der Kindesvertretung und 
anderen professionellen Akteur*innen
4.4.1 Kindesvertretung und Abklärende
 Wie im Kap. 3.5 erläutert, sind Kindesvertreter*innen und Ab-
klärende in Kindesschutzverfahren selten gleichzeitig eingesetzt. 
Ist dies jedoch der Fall, ist eine gute Rollen- und Aufgabenklä-
rung nötig. In einer Abklärung gehört es zu den Standards, dass 
Gespräche mit dem Kind geführt werden, um eine Einschätzung 
zum psychischen und physischen Wohlbefinden und zu seinem 
Entwicklungsstand vorzunehmen sowie um seine subjektive 
Sichtweise, seine Wünsche und den Kindeswillen in Erfahrung 
zu bringen. Wie im Kap. 3.2.3 ausführlich erläutert wurde, ist die 
Arbeit mit dem Kind und das Eruieren des Kindeswillens die zen-
trale Aufgabe der Kindesvertretung. Damit beim betroffenen Kind 
keine Verwirrung entsteht, müssen sich die beiden Fachpersonen 
über folgende Aspekte gemeinsam Gedanken machen: 

 – Ist das Kind bereit und ist es für das Kind zumutbar, mit beiden 
Fachpersonen parallel Gespräche zu ähnlichen Themen zu 
führen? 
 

 – Wenn ja: 
 – Wie soll das Kind über die Rollen und Aufgaben der beiden 
Fachpersonen informiert werden und wer übernimmt diese 
Aufgabe?

 – Soll ein Austausch zwischen den beiden Fachpersonen statt-
finden über die Äusserungen des Kindes und die jeweiligen 
Einschätzungen? Wenn ja, wer informiert das Kind (und je 
nach Situation auch die Eltern) darüber? 

 – Wenn nein: 
 – Wer führt das Gespräch mit dem Kind? 
 – Welche Informationen werden an die andere Fachperson 
übermittelt? 

 – Wie wird der Informationsfluss gestaltet und gewährleistet? 
 – Wer informiert das Kind (und je nach Situation seine Eltern) 
über diesen Informationsaustausch? 

4.4.2 Kindesvertretung und Gutachtende
Nicht selten werden in Kindesschutzverfahren mit eingesetzter 
Kindesvertretung Gutachten in Auftrag gegeben. Da Gutachtende 
wie auch Kindesvertreter*innen zur Erfüllung ihres Auftrags 
oft intensiv mit dem betroffenen Kind zusammenarbeiten, sind 
Absprachen zwischen den beiden Fachpersonen wichtig. Dabei 
können die unter 4.4.1 genannten Fragestellungen hilfreich sein. 
Vorab sollte jedoch geklärt werden, ob die Kindesvertretung ihre 
Arbeit während des Gutachtensprozesses unterbricht und erst 
wieder aufnimmt, wenn die Ergebnisse des Gutachtens vorliegen. 
Ist dies der Fall und dauert der Gutachtensprozess über eine 
längere Zeit, ist es für Kindesvertreter*innen hilfreich, zwischen-
durch informiert zu werden, wann mit den Ergebnissen des 
Gutachtens gerechnet werden kann. 

Kindesvertreter*innen können unter Berücksichtigung der 
Schweigepflicht und der Vertrauensbeziehung zum Kind für 
Gutachtende ferner wichtige Auskunftspersonen für Informatio-
nen sein, die nicht in den Akten der KESB vorhanden sind (z. B. 
persönliche Einschätzungen, neue Entwicklungen oder Angaben 
zu anderen parallellaufenden Verfahren).102 

4.4.3 Kindesvertretung und Parteianwält*innen
Zwischen Kindesvertreter*innen und Parteianwält*innen von 
Eltern findet in der Regel keine enge Zusammenarbeit statt. Ein 
punktueller Austausch zwischen den beiden Fachpersonen unter 
Berücksichtigung der Schweigepflicht und Vertrauensbeziehung 
zum Kind kann trotzdem sinnvoll sein. Einerseits zur Sensibili-
sierung der Parteianwältin/des Parteianwalts hinsichtlich der 
Befindlichkeit und des Kindeswillens sowie in Bezug auf das 
Kindeswohl. Andererseits können Informationen der Parteianwäl-
tin/des Parteianwalts über die Wünsche oder Befürchtungen der 
Eltern sowie über allfällige geplante Beschwerden gegen einen 
KESB-Entscheid nützlich sein für die Arbeit mit dem Kind. 

4.4.4 Kindesvertretung und Fachpersonen, die Dienstleistun-
gen der Kinder– und Jugendhilfe erbringen
Wie im Kapitel 3.5.4 erläutert, sind in vielen Kindesschutz-
verfahren Fachpersonen der ambulanten und stationären 
Kinder- und Jugendhilfe involviert. Sie sind für die KESB, die 
Beistandsperson sowie auch für Kindesvertreter*innen wich-
tige Kooperationsparter*innen. Einerseits sind sie wichtige 
Auskunftspersonen, um Informationen zum Kind und zum 
Familiensystem zu erteilen (z. B. Informationen dazu, wie sich 
ein Kind in der Institution entwickelt), andererseits beteiligen 
sie sich an der Erarbeitung von Lösungen (z. B. Alternativen 
zu einer ausserfamiliären Platzierung oder Rückkehr aus einer 
Institution in die Herkunftsfamilie). Eine gute Zusammenarbeit 
zwischen diesen Fachpersonen, Kindesvertreter*innen sowie der 
KESB und der Beistandsperson ist dementsprechend wichtig. Da 
viele Fachpersonen der ambulanten und stationären Jugendhilfe 
manchmal über wenig Wissen zum Auftrag und den Aufgaben der 
Kindesvertretung nach Art. 314abis ZGB verfügen, ist zu Beginn 
der Zusammenarbeit eine entsprechende Information durch die 
Kindesvertretung sinnvoll. 

102 Blum et al. (2022), S. 172.
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5  Zusammenfassung

Partizipation und Mitwirkung von Kindern im KESB 
Verfahren

 – Partizipationsrechte: Kinder haben das Recht, im KESB-
Verfahren zu partizipieren. Dieses Recht ist in internationalen 
und nationalen Rechtsquellen verbrieft. Partizipationsinstru-
mente sind namentlich die Anhörung durch die KESB und die 
Kindesvertretung.

 – Umsetzung in der Praxis: Effektive Partizipation erfordert, 
dass Kinder über ihre Rechte informiert sind und in Entschei-
dungsprozesse einbezogen werden. Fachpersonen sollen die 
Meinungen und Wünsche des Kindes ernst nehmen und in ihre 
Entscheidungen einfliessen lassen.

Die Kindesvertretung gemäss Art. 314abis ZGB
 – Stärkung des Kindes: Die Kindesvertretung dient der Stärkung 
des Kindes im Verfahren durch positive Mitwirkungserfahrun-
gen und Selbstwirksamkeitserleben. 

 – Prüfpflicht der KESB: Die KESB prüft von Amtes wegen oder 
auf entsprechenden Antrag, ob die Anordnung einer Kindesver-
tretung notwendig ist, insbesondere wenn eine ausserfamiliäre 
Unterbringung des Kindes zur Diskussion steht oder wenn die 
Eltern unterschiedliche Anträge zur Regelung der elterlichen 
Sorge oder zu wichtigen Fragen des persönlichen Verkehrs 
stellen.

 – Qualifikation der Kindesvertreter*innen: Fachpersonen, die 
als Kindesvertreter*innen agieren, sollten über ausgewiese-
ne Kompetenzen in rechtlichen und fürsorgerischen Fragen 
verfügen.

Rollen und Aufgaben der KESB und anderer Fachpersonen
 – KESB: Die KESB trägt im Kindesschutzverfahren die Verantwor-
tung für das Wohl des Kindes und muss dessen Partizipation 
sicherstellen. Sie leitet das Verfahren und orientiert sich dabei 
stets am übergeordneten Kindeswohl und berücksichtigt den 
Kindeswillen.

 – Kindesvertreter*innen: Kindesvertreter*innen können durch 
ihre unabhängige, parteiliche Rolle für das Kind, dieses im 
Verfahren erheblich stärken, indem sie eine umfassende 
Partizipation bewirken. Kindesvertreter*innen legen den Fokus 
ihrer Arbeit darauf, das Kind im Willensbildungsprozess zu 
begleiten, den Kindeswillen zu erfassen und zu vertreten. Sie 
berücksichtigen dabei auch das Kindeswohl.

 – Beistandspersonen: Beistandspersonen nach Art. 308 ZGB 
erhalten einen spezifischen Auftrag der KESB und sind an de-
ren Weisungen gebunden. Beistandspersonen legen den Fokus 
ihrer Arbeit auf das Kindeswohl. Sie berücksichtigen dabei 
auch den Kindeswillen.

Kindfokussierte Zusammenarbeit der Fachpersonen
 – Information der KESB: Sind bei der Eröffnung eines Kindes-
schutzverfahrens bereits Kindesschutzmassnahmen sowie ein 
Helfersystem installiert, ist es sinnvoll, wenn die KESB die 
Verantwortung für die Klärung der Aufträge bereits involvier-
ter Helfersysteme (z. B. Beistandsperson, sozialpädagogische 
Familienbegleitung, Therapeut*in) trägt. 

 – Rollenklärung: Eine klare Abgrenzung und Verständigung über 
Rollen und Aufgaben zwischen den Fachpersonen ist entschei-
dend für eine effektive Zusammenarbeit.

 – Verständigung über das Vorgehen: Zur Förderung einer 
kindfokussierten Zusammenarbeit treffen Fachpersonen 
Absprachen über das weitere Vorgehen und – soweit nicht die 
Wahrung der Vertraulichkeit vorgeht – gewährleisten gegensei-
tige Transparenz (z. B. Absprache darüber, wer das Kind über 
Entscheide der KESB informiert).

 – Vertrauensbeziehung und Schweigepflicht: Beim Informa-
tionsaustausch zwischen den in das Verfahren involvierten 
Fachpersonen muss stets die Vertrauensbeziehung zum Kind 
und die allenfalls durch das Berufsgeheimnis geschützte 
Schweigepflicht berücksichtigt werden.

 – Zusammenarbeit auf Augenhöhe: Gegenseitige Wertschätzung 
und Anerkennung der Rollen und Kompetenzen des Gegen-
übers fördert die Zusammenarbeit.

 – Unterschiedliche Perspektiven: Es empfiehlt sich, anzuer-
kennen, dass jede Fachperson in ihrer spezifischen Rolle eine 
eigene Sichtweise und Einschätzung des Falls hat und diese 
nicht identisch sein muss mit der Einschätzung der anderen.

 – Kritische Reflexion: Eine stetige kritische Reflexion der eige-
nen Rolle und des eigenen Handelns fördert die Zusammen-
arbeit und die bestmögliche Sicherstellung des Kindeswohls.
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